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E ntwurf des Leitbildes für die 
Verwaltungsstrukturreform 
2019

Der Landtag Brandenburg hat in seiner 
31. Sitzung am 13. Juli 2016 zum TOP 1 
unter Berücksichtigung des angenom-
menen Änderungsantrages (Drucksache 
6/4623) folgenden Beschluss gefasst:

„1. Der Landtag nimmt den Entwurf 
des Leitbildes für die Verwaltungsstruk-
turreform auf Drucksache 6/1788 zur 
Kenntnis.

 2. Der Landtag beschließt:
Der Landtag bestimmt für die 

anstehenden Reformen folgendes 
Gesamtkonzept für eine umfassen-
de Verwaltungsstrukturreform im Land 
Brandenburg:

‚Kommunal- und Landesver-
waltung - bürgernah, effektiv und 
zukunftsfest - Brandenburg 2020‘, 
unter diesem Titel richtete der Land-
tag in der 5. Legislaturperiode eine 
Enquete-Kommission ein, die im Okto-
ber 2013 ihren Abschlussbericht (Druck-
sache 5/8000) nach 18 Monaten intensi-
ver Untersuchungen und Diskussionen 
mit Fachleuten und Praktikern vorleg-
te. Die Kommission kam zum Ergebnis, 
dass die Verwaltungsstrukturen in ihrer 

jetzigen Form angesichts des demo-
grafischen Wandels, seiner finanziellen 
Auswirkungen und den sich wandeln-
den Erwartungen von Bürgern und Wirt-
schaft an eine leistungsfähige Verwal-
tung keinen Bestand haben können. 

Auf der Grundlage des Berichtes 
beschloss der Landtag am 17. Dezem-
ber 2014 die Einleitung einer umfas-
senden Verwaltungsstrukturreform 
(Drucksache 6/247-B) und forderte die 
Landesregierung auf, bis Mitte 2015 
den Entwurf eines Leitbildes für die-
se Reform vorzulegen. Dieser Entwurf 
(Drucksache 6/1788) wurde seither im 
Rahmen eines breiten öffentlichen Dia-
logs auf 25 Veranstaltungen im ganzen 
Land und in sechs öffentlichen Anhörun-
gen mit etwa 120 Sachverständigen im 
Ausschuss für Inneres und Kommunales 
unter Beteiligung der anderen Fachaus-
schüsse diskutiert.

In Auswertung dieser mehrjährigen 
Arbeit bekräftigt der Landtag sein Vor-
haben, eine umfassende Verwaltungs-
strukturreform durchzuführen. Diese 
Reform soll sich an folgenden Aussagen 
und Festlegungen orientieren.

I. Anlass und Ziele der Verwaltungs-
strukturreform 2019

Landtag Brandenburg  
Drucksache 6/4528-B
Beschluss des Landtages Brandenburg, 13. Juli 2016
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II. Leitbild für die Neustrukturierung der 
Kreisebene
III. Funktionalreform
IV. Weiterentwicklung der gemeindlichen 
Ebene 
V. Finanzen und Reform des kommuna-
len Finanzausgleiches
VI. Fortsetzung der Reform der Landes-
verwaltung und der Justiz
VII. Personal
VIII. Weiterer Ausbau des E-Government

I. Anlass und Ziele der Verwal-
tungsstrukturreform 2019

1. Reformbedarf
Schon im Beschluss (Drucksache 

6/247-B) hat der sechste Brandenburger 
Landtag einen wachsenden Reformbe-
darf festgestellt, der insbesondere auf-
grund des demografischen Wandels, 
der auch daraus resultierenden abseh-
bar geringeren finanziellen Handlungs-
spielräume sowie der sich ändernden 
Erwartungen der Einwohnerinnen und 
Einwohner an öffentliche Verwaltung 
und Dienstleistungen besteht.

Demografischer Wandel
Das Land Brandenburg wird auch 

künftig Einwohnerinnen und Einwohner 
verlieren. Das Durchschnittsalter wird 
weiter ansteigen und die Bevölkerung 
wird sich noch ungleichmäßiger auf die 
Landesfläche verteilen.

Die jüngste Bevölkerungsprogno-
se für das Land Brandenburg 2014 bis 
2040 bestätigt diese Annahmen. Obwohl 
positive Effekte durch eine weiter stei-
gende Lebenserwartung, durch erheb-
liche Wanderungsgewinne und durch 
eine zunächst weitgehend konstante 

Geburtenrate erwartet werden, wird pro-
gnostisch die Einwohnerzahl im Land 
Brandenburg bis
• 2030 um 135.000 Personen auf 

2.313.800 oder um 5,5 Prozent gegen-
über dem Jahr 2013 sinken und bis

• 2040 um 282.000 Personen auf 
2.167.300 oder um 11,5 Prozent gegen-
über dem Jahr 2013 sinken.1

Besonders problematisch sind dabei 
die starken regionalen Unterschiede. 
Zwischen dem Berliner Umland und dem 
weiteren Metropolenraum gibt es weiter-
hin eine deutlich gegenläufige Entwick-
lung. Bis 2040 verzeichnet das Berliner 
Umland einen Bevölkerungszuwachs um 
57.000 Menschen oder 6,2 Prozent der 
Bevölkerung gegenüber dem Jahr 2013, 
wobei bis 2027 von einem steten Wachs-
tum auszugehen ist und ab diesem Zeit-
punkt die Bevölkerungszahl konstant 
bleibt. Demgegenüber sind im weite-
ren Metropolenraum bis 2040 Bevölke-
rungsrückgänge um 339.000 Personen 
oder 22,1 Prozent zu erwarten, wobei 
dafür im Wesentlichen das Geburtende-
fizit ursächlich ist. Die Landkreise Elbe-
Elster, Oberspreewald-Lausitz, Prignitz, 
Spree-Neiße und Uckermark sind mit 
prozentualen Einwohnerverlusten zwi-
schen 24,4 und 28,8 Prozent überdurch-
schnittlich stark betroffen. In der Konse-
quenz werden 2040 im Berliner Umland 
voraussichtlich 973.800 Menschen oder 
etwa 45 Prozent der Gesamtbevölkerung 
auf etwa 10 Prozent der Landesfläche 
leben, während im weiteren Metropolen-
raum nur noch voraussichtlich 1.193.700 

1  Bevölkerungsprognose für das Land Branden-
burg 2014 bis 2040, Statistischer Bericht A I 8 -15, 
Dezember 2015, S.14.
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Menschen oder etwa 55 Prozent der 
Gesamtbevölkerung auf etwa 90 Prozent 
der Landesfläche wohnen. 

Von den vier kreisfreien Städten des 
Landes Brandenburgs ist langfristig nur 
für die Landeshauptstadt Potsdam eine 
positive Bevölkerungsentwicklung zu 
erwarten. Selbst bei optimistischer Ein-
schätzung hinsichtlich der Wanderungs-
bilanz werden in den anderen kreisfreien 
Städten die natürlichen Bevölkerungs-
verluste nicht ausgeglichen werden kön-
nen, da das Geburtendefizit hier einen 
erheblichen Einfluss haben wird. Insge-
samt werden diese Städte prognosti-
ziert bis 
• 2030 zwischen 8,8 und 10,6 Prozent 

ihrer Einwohner2 und bis 
• 2040 zwischen 13,3 und 18,5 Prozent 

ihrer Einwohner3 verlieren.
Im Abschlussbericht der Enquete-

Kommission 5/2 wird bereits darauf 
hingewiesen, dass im Gegensatz dazu 
einige große kreisangehörige Städte im 
Umland Berlins starke Bevölkerungszu-
wächse zu verzeichnen haben mit der 
Folge, ‚dass im Jahre 2030 kein deutli-
cher Abstand mehr zu den Einwohner-
zahlen der kreisfreien Städte festzustel-
len sein wird‘ (Drucksache 5/8000, S. 
109).

Neben der ungleichen räumlichen 
Verteilung der Bevölkerung wird sich 
auch die Altersstruktur stark verändern. 
Im Jahr 2040 werden 800.000 Branden-
burgerinnen und Brandenburger älter 
als 65 Jahre sein und 37 Prozent der 

2  Brandenburg an der Havel 64,700; Cottbus 
92,600; Frankfurt (Oder) 51,800, ebd. S. 24.

3  Brandenburg an der Havel 59,600; Cottbus 
86,400; Frankfurt (Oder) 47,300, ebd. S. 24.

Gesamtbevölkerung stellen. Die Zahl der 
Frauen im gebärfähigen Alter zwischen 
15 und 45 geht von 363.000 auf 277.000 
zurück, weshalb auch die Geburtenzahl 
von 18.400 auf 12.800 sinkt. Die Zahl 
der Erwerbsfähigen sinkt von 1.534.700 
im Jahr 2013 oder 62 Prozent der 
Gesamtbevölkerung auf 1.089.500 oder 
50 Prozent der Gesamtbevölkerung. Die 
Zahl der Altersgruppe zwischen 0 bis 
18 schrumpft um 74.000 auf insgesamt 
275.000. 

Bei der räumlichen Verteilung der 
Altersgruppen fällt ebenfalls eine Zwei-
teilung des Landes ins Gewicht. Im 
Berliner Umland ist der Rückgang der 
erwerbsfähigen Altersgruppe zwischen 
15 und 65 Jahren mit 9,5 Prozent ver-
gleichsweise gering. Im weiteren Met-
ropolenraum ist hingegen von einem 
drastischen Schrumpfen der erwerbs-
fähigen Altersgruppe zwischen 15 und 
65 Jahren um 394.000 Personen oder 
39,8 Prozent auszugehen. Dieser Rück-
gang um zwei Fünftel wird das Steuer-
aufkommen voraussichtlich deutlich ver-
mindern und steigert bei gleichzeitigem 
Bevölkerungsverlust den infrastrukturel-
len Aufwand pro Kopf deutlich. 

Finanzielle Rahmenbedingungen 
Der demografische Wandel wird 

zwangsläufig Auswirkungen auf die 
Haushalte der Kommunen und auf die 
Finanzen des Landes Brandenburg ins-
gesamt haben. Es ist absehbar, dass 
weniger Finanzmittel zur Wahrneh-
mung der öffentlichen Aufgaben und 
Dienstleistungen zur Verfügung ste-
hen werden. Ein Rückgang der Wohn-
bevölkerung führt ausgehend von den 
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Berechnungen in der Finanzplanung 
2014 - 2018 im System des geltenden 
Länderfinanzausgleiches in Branden-
burg zu Mindereinnahmen des Lan-
deshaushalts aus Steuern und Länder-
finanzausgleich von durchschnittlich 
jährlich rd. 2.600 Euro pro Einwohnerin 
und Einwohner, die weniger in Branden-
burg leben.

Obgleich in den letzten Jahren stei-
gende Steuereinnahmen des Landes 
verzeichnet werden konnten und bis 
2020 weiter steigende Einnahmen ein-
geplant werden (vgl. Finanzplan des 
Landes Brandenburg 2014 - 2018), muss 
das Land perspektivisch von sinkenden 
Einnahmen für das Land und die Kom-
munen ausgehen. Es ist davon auszu-
gehen, dass der Anstieg der konjunk-
turellen Steuereinnahmen des Landes 
Brandenburg bedingt durch die demo-
grafische Entwicklung geringer ausfallen 
wird. Mindereinnahmen des Landes aus 
Steuern und dem Länderfinanzausgleich 
aufgrund der gesunkenen Einwohner-
zahlen sind auch dann zu erwarten, 
wenn die Ende 2019 wegfallenden Son-
derbedarfs-Bundesergänzungszuwei-
sungen aus dem Solidarpakt II in einem 
veränderten Länderfinanzausgleich 
kompensiert werden sollten. Das Aus-
laufen der Förderperiode der Europäi-
schen Union wird sich für Brandenburg 
ebenfalls negativ auswirken und zu sin-
kenden Einnahmen führen, da Branden-
burg nicht mehr als Übergangsregion 
gelten wird. Das ab 2020 geltende Ver-
schuldungsverbot muss ebenfalls in den 
Finanzplanungen antizipiert werden.

Diese Entwicklungen haben unmit-
telbare Auswirkungen auf die Einnah-

men der brandenburgischen Kommu-
nen. Sie sind durch den Kommunalen 
Finanzausgleich mit 20 Prozent an den 
Landeseinnahmen aus Steuern ein-
schließlich Länderfinanzausgleich und 
Bundesergänzungszuweisungen betei-
ligt. Ein maßgebliches Kriterium für 
die Verteilung von Schlüsselzuweisun-
gen innerhalb des Finanzausgleichs 
knüpft an die jeweilige Einwohnerzahl 
einer Kommune an. Vor diesem Hin-
tergrund stellt die ungleiche Bevölke-
rungsentwicklung im Land Branden-
burg den kommunalen Finanzausgleich 
vor besondere Herausforderungen. Ein 
Bevölkerungsrückgang sowie alters-
strukturelle Veränderungen schlagen 
sich auch in den eigenen Steuereinnah-
men der Kommunen und in den Ausga-
ben nieder.

Demgegenüber ist nicht damit zu 
rechnen, dass der Aufgabenumfang und 
die Intensität der Aufgabenwahrnehmung 
proportional zur Entwicklung der Finan-
zen zurückgeführt werden kann, wenn 
die Verwaltungsstrukturen nicht infolge 
des demografischen Wandels angepasst 
werden. Es ist vielmehr sogar zu befürch-
ten, dass der Rückbau von Infrastruk-
tur und die Anpassung von öffentlichen 
Einrichtungen an die Erfordernisse des 
demografischen Wandels zusätzlichen 
Aufwand verursachen werden.

Nur ausreichend hohe Fallzahlen 
stellen sicher, dass Verwaltungen wirt-
schaftlich öffentliche Dienstleistungen 
erbringen können. Querschnittsaufga-
ben (z. B. Personalverwaltung, Informa-
tionstechnik) und Vorhaltekosten fal-
len auch bei geringen Fallzahlen an. 
Geringe Fallzahlen ermöglichen darü-
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ber hinaus keine oder nur ausnahms-
weise eine Spezialisierung, was höhe-
re Einarbeitungsaufwände bedingt und 
zu Qualitätseinbußen führen kann. Die-
se inzwischen zum Allgemeingut der 
Verwaltungswissenschaft gehören-
den Erkenntnisse begründen die Ein-
schätzung, dass ohne eine umfassende 
Verwaltungsstrukturreform die Ver-
waltungskosten je Einwohnerin und Ein-
wohner ansteigen werden.

Geänderte Anforderungen an 
öffentliche Verwaltungen

Die Bürgerinnen und Bürger in Bran-
denburg erwarten zu Recht, dass inno-
vative Möglichkeiten der Informations- 
und Kommunikationstechnologie von 
den öffentlichen Verwaltungen im Land 
genutzt werden, um stets auf der Höhe 
der Zeit sowohl größtmögliche Bürger-
nähe als auch bestmögliche Kosteneffi-
zienz der öffentlichen Dienstleistungen 
in Brandenburg sicherzustellen. Ziel des 
Landtages ist es, dass die Brandenbur-
gerinnen und Brandenburger in allen 
Teilen des Landes die Dienstleistungen 
einer effizienten und hoch qualifizierten 
öffentlichen Verwaltung so bürgernah 
wie möglich nutzen können. 

Fachkräftemangel
Die demografischen Effekte treffen 

die Landes- und Kommunalverwaltun-
gen auch in einer weiteren Hinsicht. Mit 
dem starken Rückgang der erwerbsfähi-
gen Altersgruppen verringert sich auch 
für die Verwaltungen das Potential, flä-
chendeckend qualifiziertes Personal 
vorzuhalten. 

Die notwendige Personalgewinnung 

- insbesondere von spezialisierten Fach-
kräften - ist bereits heute für kleinteili-
ge oder berlinfernere Kommunen nicht 
ohne Probleme. Ob zukünftig noch alle 
Kommunen in allen Landesteilen in der 
Lage sein werden, das notwendige Per-
sonal zu gewinnen, um die öffentlichen 
Aufgaben in allen Teilen des Landes 
in vergleichbarerer Qualität zu erledi-
gen, ist mit Blick auf die disparitätische 
demografische Entwicklung der Bran-
denburger Kommunen zu bezweifeln. 

Für alle öffentlichen Verwaltungen 
ergeben sich in den nächsten Jahren 
erhebliche Veränderungen in der Perso-
nalstruktur. Angesichts der hohen Zahl 
altersbedingt ausscheidender Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter wird die Gestal-
tung des Generationswechsels zu einer 
großen Herausforderung. Dabei geht 
es nicht nur um die Nachbesetzung von 
Stellen, sondern auch um einen erfolg-
reichen Wissenstransfer. Dafür ist not-
wendig, bereits heute ausreichend Stel-
len für Auszubildende, Anwärterinnen 
und Anwärter sowie Referendarinnen 
und Referendare zu schaffen. 

2. Ziele
Ziel der Verwaltungsstrukturreform 

ist, dass auch im Jahr 2030 und darü-
ber hinaus langfristig überall im Land 
öffentliche Dienstleistungen in fachlich 
hoher Qualität, wirtschaftlich sowie bür-
ger- und sachnah erbracht werden kön-
nen. Für die kommunalen Verwaltungs-
träger ist dafür maßgeblich, dass die 
kommunale Selbstverwaltung erhalten 
und gestärkt wird und vergleichbar leis-
tungsfähige Verwaltungen im ganzen 
Land bestehen.
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Erhalt und Stärkung der kommuna-
len Selbstverwaltung

Mit der Reform soll die verfas-
sungsrechtlich garantierte kommunale 
Selbstverwaltung gestärkt werden. Sie 
ist ein zentrales und unverzichtbares 
Element des demokratischen Gemein-
wesens in Brandenburg. Dies wurde 
auch im breiten öffentlichen Dialog zum 
Leitbildentwurf der Landesregierung 
sehr deutlich. 

Der Landtag ist davon überzeugt, 
dass Entscheidungen mit nur örtlichen 
Wirkungen am besten vor Ort unter 
Beteiligung der örtlichen Akteure getrof-
fen werden können. Er will deshalb im 
Rahmen der Verwaltungsstrukturreform 
2019 die kommunale Selbstverwaltung 
stärken. Konkret heißt das:

- Handlungs- und Gestaltungsspiel-
räume der kommunalen Aufgabenträ-
ger sollen erweitert bzw. neu geschaffen 
werden.

- Die demokratische Teilhabe und 
Mitwirkung der Bürgergesellschaft soll 
erleichtert und dauerhaft auf hohem 
Niveau gesichert werden.

- Die hauptamtlichen Verwaltungen 
auf der kommunalen Ebene sollen ihre 
Aufgaben noch wirksamer wahrnehmen 
können.

- Auf künftige Herausforderungen 
soll zielgerichtet und lösungsorientiert 
reagiert werden können.

Sicherung der Leistungsfähigkeit 
der öffentlichen Verwaltungen 

Die Leistungsfähigkeit öffentlicher 
Aufgabenträger erwächst aus einem 
Bündel von Einzelaspekten. Sie betrifft 
nicht nur die Selbstverwaltungsaufga-

ben, sondern auch die Erledigung der 
vom Land übertragenden staatlichen 
Aufgaben. 

Sie darf nicht allein mit der finanzi-
ellen Handlungsfähigkeit gleichgesetzt 
werden. 

Vielmehr kommt es darauf an, dass 
die Aufgabenträger auf allen Ebenen zu 
nachhaltigen Leistungen imstande sind:

1. Sie müssen gesellschaftliche Pro-
bleme und Anliegen erkennen und auf-
greifen können.

2. Sie müssen in der Lage sein, die-
se Probleme und Anliegen der öffent-
lichen Meinungsbildung zugänglich zu 
machen.

3. Sie müssen in der Lage sein, 
Lösungsvorschläge zu entwickeln, 
gegeneinander abzuwägen und in die 
Tat umzusetzen.

4. Sie brauchen die Kompetenz, die 
Wirksamkeit der umgesetzten Lösungen 
anschließend zu überprüfen. 

5. Sie müssen imstande sein, dabei 
wirtschaftlich und effektiv zu handeln.

Die genannten Fähigkeiten der 
öffentlichen Aufgabenträger im Land 
sind im Rahmen der Reform aber nicht 
nur zu erhalten, sondern sie sind ange-
sichts der bestehenden und künftigen 
Herausforderungen noch zu stärken. 

Dabei gelten die folgenden Prinzi-
pien:

Es kommt darauf an, dass Struk-
turen entstehen, die es ermöglichen, 
öffentliche Leistungen effizient zu 
erbringen.

Diese Strukturen sollen zukunfts-
fest, aber gleichzeitig ausreichend flexi-
bel für Veränderungen sein.

Gleichzeitig muss sichergestellt 
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sein, dass die öffentlichen Leistun-
gen bürgernah und bürgerfreundlich 
erbracht werden. Bei alledem ist von 
herausragender Bedeutung, die demo-
kratische und bürgerschaftliche Legiti-
mation des Handelns der öffentlichen 
Aufgabenträger zu gewährleisten, da 
diese im Auftrag der Einwohnerinnen 
und Einwohner tätig werden.

II. Leitbild für die Neustrukturie-
rung der Kreisebene

Zur Erreichung der unter I 2. 
beschriebenen Ziele sieht der Landtag 
folgende Reformnotwendigkeiten für die 
Kreisebene:

Die Kreisneugliederung soll auf 
Grundlage des nachstehenden Leitbil-
des erfolgen. Das Leitbild beinhaltet 
abstrakt formulierte Kriterien und Maß-
stäbe und bildet somit den Rahmen für 
die Neugliederung der kommunalen 
Gebietskörperschaften. Auf der Grund-
lage dieser Kriterien und Maßstäbe wird 
die in jedem einzelnen Neugliederungs-
fall erforderliche umfassende Abwägung 
des Gesetzgebers erfolgen.

1. In Brandenburg soll die Krei-
sebene neu strukturiert werden. Die 
neuen Strukturen sollen zum Tag der 
Kommunalwahlen im Jahr 2019 in 
Kraft treten. 

In Brandenburg gibt es gegenwärtig 
14 Landkreise und 4 kreisfreie Städte. 
Nach der prognostizierten demografi-
schen Entwicklung werden 2030 sechs 
der 14 Landkreise die Einwohner-
zahl von 150.000 unterschreiten, davon 
werden fünf Landkreise nicht einmal 
mehr die Einwohnerzahl von 100.000 

erreichen. Bis 2040 werden sogar acht 
Landkreise weniger als 150.000 Ein-
wohner haben und sechs von ihnen 
unter die Einwohnerzahl von 100.000 
fallen. Der Bevölkerungsrückgang fin-
det ausgeprägt in den berlinfernen 
Landkreisen statt, die keine unmittelba-
re räumliche Verbindung zum Berliner 
Umland haben. 

Bis auf Potsdam haben bereits heu-
te die drei weiteren kreisfreien Städte 
Cottbus/Chóśebuz, Brandenburg an 
der Havel und Frankfurt (Oder) weni-
ger als 100.000 Einwohnerinnen und 
Einwohnern. Laut Bevölkerungsprog-
nose nähert sich andererseits die gro-
ße kreisangehörige Stadt Falkensee im 
Jahr 2030 der Prognose für Frankfurt 
(Oder) mit 54.029 Einwohnerinnen und 
Einwohnern an. 

Diese demografische Entwicklung 
zeigte sich bereits in der Bevölkerungs-
prognose für das Land Brandenburg 
2011 bis 2030 des Amtes für Statistik 
Berlin-Brandenburg und des Landes-
amtes für Bauen und Verkehr (Statisti-
scher Bericht A I 8 - 11) aus dem Jahr 
2012, die dem Entwurf des Leitbildes 
für die Verwaltungsstrukturreform 2019 
(Drucksache 6/1788) zu Grunde lag. Die 
aktuelle Bevölkerungsprognose (Statis-
tischer Bericht A I 8 - 15) vom Dezember 
2015 bestätigte diese Entwicklung in der 
Tendenz eindeutig. Bei der Neustruktu-
rierung der Kreisebene soll auf die aktu-
elle Prognose zurückgegriffen werden. 
Wegen der höheren Unsicherheiten, die 
sich aus einem weit in der Zukunft lie-
gendem Prognosejahr ergeben können, 
soll aber für die Neustrukturierung der 
Kreisebene das Bezugsjahr 2030 gelten. 
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Angesichts des demografischen 
Wandels und der sich daraus ergeben-
den finanziellen Folgen insbesondere für 
die Landkreise und kreisfreien Städte, 
die Einwohnerinnen und Einwohner ver-
lieren, sowie unter Beachtung des Ziels, 
überall im Land Brandenburg öffentliche 
Dienstleistung auch in Zukunft in hoher 
Qualität anzubieten, ist eine Neustruktu-
rierung der Kreisebene geboten.

Der breite öffentliche Dialog und die 
Anhörungen im Landtag haben gezeigt, 
dass eine solche Reform von vielen 
Funktionsträgern gerade in den kreis-
freien Städten kritisch gesehen wird. 
Der grundsätzliche Reformbedarf wird 
jedoch von vielen nicht infrage gestellt. 
Ein Verzicht auf eine Reform würde 
zwangsläufig dazu führen, dass es lang-
fristig zu finanziellen Mehrbelastungen 
kommt. Diese können gegenwärtig zwar 
nicht konkret errechnet werden, weil sie 
von zahlreichen Faktoren abhängig sind. 
Es ist aber absehbar, dass ohne eine 
Reform nicht mehr gewährleistet werden 
kann, überall im Land öffentliche Dienst-
leistungen auf gleichem Niveau anzu-
bieten.

Die Reform kann in den nächsten 
Jahren rechtlich und administrativ vor-
bereitet werden. Es bietet sich an, dass 
sie mit den nächsten Kommunalwahlen 
in Kraft tritt.

2. Der Neustrukturierung der 
Kreisebene soll unmittelbar eine 
Funktionalreform folgen. Die Über-
tragung zusätzlicher Aufgaben des 
Landes auf die Landkreise und kreis-
freien Städte wird die kommunale 
Selbstverwaltung zusätzlich stärken.

Nach Auffassung der Enquete-
Kommission 5/2 ist eine umfassende 
Funktionalreform ein zentrales Hand-
lungsinstrument, um die kommunale 
Selbstverwaltung in Brandenburg bei 
den sich absehbar ändernden Rahmen-
bedingungen nachhaltig zu stärken und 
zukunftsfähig zu gestalten. Die Kom-
mission hebt hervor, dass die Stärkung 
der kommunalen Selbstverwaltung kein 
Selbstzweck ist. Sie soll vielmehr ins-
besondere dazu dienen, dass regio-
nal bedeutsame Entscheidungen unter 
Beteiligung der örtlichen Akteure und 
damit zugleich unter Nutzung ihres Wis-
sens getroffen werden können, um hier-
durch ein hohes Maß an Legitimation 
zu erhalten und zugleich auf eine breite 
Akzeptanz zu stoßen. Diese Ziele sollen 
mit einer umfassenden Funktionalreform 
gestärkt werden. Die Kommission hat 
hierzu Grundsätze für Aufgabenüber-
tragungen (Grundsatzbeschluss zur FR 
vom 18.12.2013 in LT-DS 5/8000 Anla-
ge 6 S.1 ff.) formuliert, zu denen sich der 
Landtag ausdrücklich bekennt und die 
bei den beabsichtigten Aufgabenüber-
tragungen heranzuziehen sind.

Zwar wäre eine Neustrukturierung 
der Kreisebene auch ohne die Über-
tragung weiterer Aufgaben des Landes 
rechtlich zulässig und sachlich möglich. 
Der Landtag sieht allerdings einen ver-
waltungspolitischen Zusammenhang 
zwischen diesen beiden Aspekten der 
Verwaltungsstrukturreform, der nicht 
außer Acht gelassen werden darf. 

3. Die Neustrukturierung soll in 
Form einer Kreisgebietsreform mit 
Einkreisungen durchgeführt werden. 
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Die Zahl der kreislichen Verwaltun-
gen soll deutlich reduziert werden.

Die verschiedentlich als Alternati-
ve zur Neubildung der Kreisgebiete dis-
kutierten Vorschläge - insbesondere die 
Zusammenlegung von Kreisverwaltun-
gen unter Verzicht auf eine Kreisgebiets-
reform oder eine angeordnete umfas-
sende interkommunale Zusammenarbeit 
- stellen nicht dieselben positiven Effek-
te auf die Leistungsfähigkeit der Verwal-
tungen und die kommunale Selbstver-
waltung sicher.  

a)  Die Ziele der Verwaltungsstruk-
turreform können aus Sicht des Landta-
ges nicht durch verstärkte interkommu-
nale Zusammenarbeit erreicht werden. 
Freiwillige kommunale Kooperationen 
können sich immer nur auf die Erledi-
gung einzelner Aufgaben einer Kom-
mune beziehen und daher nicht zum 
Wegfall einer gesamten hauptamtlichen 
kommunalen Verwaltung führen. Bei 
freiwilliger Zusammenarbeit können die 
Kommunen zudem die Kooperationsfel-
der, die Kooperationspartner und auch 
die Art und die Dauer der Kooperation 
jederzeit frei bestimmen. Daher würden 
zum einen bei einer umfangreichen Nut-
zung dieser Möglichkeiten für die Bür-
gerinnen und Bürger unübersichtliche 
und intransparente Verwaltungs- und 
Zuständigkeitsstrukturen geschaffen, 
die den Prinzipien der Einräumigkeit der 
Verwaltung aus § 3 Absatz 2 des Lan-
desorganisationsgesetzes zuwiderlau-
fen. Auch ginge mit einer verstärkten 
freiwilligen Übertragung der Zustän-
digkeiten eine Erschwerung der politi-
schen Kontrolle durch die demokratisch 
gewählten Kreistage und Stadtverord-

netenversammlungen sowie eine Verrin-
gerung der Akzeptanz politischer Ent-
scheidungen der Aufgabenträger einher. 
Überdies könnten freiwillig eingegan-
gene Kooperationen jederzeit been-
det, weiter delegiert oder in eine andere 
Form überführt werden, was den Effekt 
der Intransparenz der Zuständigkeits-
gliederung für die Bürgerinnen und Bür-
ger weiter verstärkt und die Sicherung 
dauerhaft leistungsfähiger Verwaltungs-
strukturen auf der Ebene der Landkreise 
und kreisfreien Städte unmöglich mach-
te. 

Eine verstärkte flächendeckende 
freiwillige interkommunale Zusammen-
arbeit ist insoweit tendenziell mit einer 
unübersichtlicheren Aufgabenträger-
struktur, Steuerungsverlusten für die 
ehrenamtliche Selbstverwaltung und 
einer höheren Instabilität verbunden 
und allein schon aus diesen Gründen 
weniger geeignet als eine Kreisneuglie-
derung, die Erledigung der kreislichen 
Aufgaben in dauerhaften Strukturen zu 
sichern und die Schaffung leistungsfä-
higer Kommunalverwaltungen zu unter-
stützen.

b) Auf Kreisebene könnte dem 
Grunde nach auch das von Prof. Dr. 
Schliesky entwickelte und auf dem 
Reformkongress in Cottbus am 16. 
Januar 2016 dargelegte Modell der 
kommunalen Verwaltungsregionen 
in Betracht gezogen werden. Die-
ses Modell soll jedoch nach vertie-
fender Betrachtung aus folgenden 
Gründen nicht weiter verfolgt wer-
den. Tatsächlich handelt es sich bis-
her nur um ein theoretisches Modell 
(kommunal getragener Verwaltungs-
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verband ohne Gebietshoheit, zwischen 
einem Zweckverband und einer Ver-
waltungsgemeinschaft angesiedelt), 
welches den Praxistest noch nicht 
bestanden hat und schon deshalb 
auch nicht unerheblichen rechtlichen 
Risiken ausgesetzt wäre. Es knüpft 
schwerpunktmäßig an eine umfassen-
de Funktionalreform an und schlägt 
einen anderen Weg kommunaler Auf-
gabenwahrnehmung vor. Der Landes-
gesetzgeber verfolgt aber einen wei-
tergehenden Ansatz der umfassenden 
Sicherung und Erhöhung kommuna-
ler Leistungsfähigkeit und Stärkung 
kommunaler Selbstverwaltung. Damit 
lässt sich eine rechtliche Konstrukti-
on, die alle kommunalen Selbstverwal-
tungsträger ‚belässt’ und gleichzeitig 
neue kommunale Verwaltungsträger 
vorsieht, nicht vereinbaren. Es würde 
die Transparenz kommunaler Aufga-
benerledigung gegenüber dem Bürger 
(‚Wer nimmt welche Aufgaben wahr?’) 
Schaden nehmen. Aus den vorge-
nannten Gründen ist das von Prof. Dr. 
Schliesky vorgestellte Modell auch kei-
ne schonendere Alternative zu dem 
vorgeschlagenen Modell einer umfas-
senden Kreisgebietsreform unter Ein-
beziehung von kreisfreien Städten. Im 
Rahmen des breiten öffentlichen Dia-
logs wurde insoweit darauf hingewie-
sen, dass die Einführung eines solchen 
Modells kommunaler Dienstleistungs-
zentren zu einer Atomisierung der Ver-
waltung und zur Abkoppelung vom 
kreislichen Territorium führen würde. 
Das ehrenamtliche Element kommuna-
ler Aufgabewahrnehmung würde wei-
ter geschwächt.

4. Bezogen auf das Jahr 2030 sol-
len die Landkreise in Brandenburg 
in der Regel mehr als 175.000 Ein-
wohnerinnen und Einwohner haben. 
Hiervon kann in begründeten Fäl-
len abgewichen werden. Die neu-
en Landkreise müssen mindestens 
150.000 Einwohnerinnen und Einwoh-
ner aufweisen. 

Die Leistungsfähigkeit einer kreisli-
chen Verwaltung hängt maßgeblich von 
der Zahl der Einwohnerinnen und Einwoh-
ner ab. Auf der Grundlage verwaltungs-
wissenschaftlicher Erkenntnisse bedürfen 
Verwaltungseinheiten in den unterschied-
lichen Aufgabenbereichen hinreichender 
Fallzahlen, um effektiv und effizient arbei-
ten zu können. Diese wiederum werden 
nur durch Verwaltungen erreicht, die für 
eine hinreichend große Zahl von Einwoh-
nerinnen und Einwohnern zuständig sind. 
Tendenziell gilt, dass einwohnerzahlbe-
dingt größere Organisationseinheiten in 
aller Regel günstigere Kostenverläufe auf-
weisen, da sie aufgrund höherer Fallzah-
len wirkungsvoller Skaleneffekte (Kosten-
senkungen infolge höherer Fallzahlen), 
Spezialisierungseffekte (Möglichkeit grö-
ßerer fachlicher Spezialisierung), Ver-
bundeffekte (effizientere Auslastung von 
Infrastrukturen und Personalkapazitäten) 
und Kongruenzvorteile (ggf. verbesser-
te Übereinstimmung von Verwaltungs- 
und Wirtschaftsräumen) im Vergleich zu 
kleineren Organisationseinheiten reali-
sieren können. Mit der Verringerung der 
Verwaltungseinheiten können zudem 
die sog. Gemeinkosten oder Overhead-
Kosten der zentralen fachübergreifen-
den Dienste einer Kreisverwaltung redu-
ziert werden. Unter diese Dienste fallen 
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im engeren Sinne z. B. die Bereiche Per-
sonal- und Finanzverwaltung, Organisa-
tion, Controlling, Justitiariat, Immobilien-
management. Diese Potenziale werden 
sich allerdings nicht kurzfristig realisie-
ren lassen, da zunächst Anpassungskos-
ten anfallen werden. Positive Nettoeffekte 
werden sich mittel- bis langfristig ein-
stellen, wobei es auch insbesondere auf 
den Reformwillen der neuen Landkreise 
ankommt.

Bei den jüngsten Kreisgebietsrefor-
men in Deutschland wurde von folgen-
den Regeleinwohnerzahlen ausgegan-
gen:

Sachsen (Reformumsetzung 2008):
200.000 Einwohnerinnen und Einwohner 
Bevölkerungsvorausschau im Leitbild 14 
Jahre (Prognose 2020)
Mecklenburg-Vorpommern (Reformum-
setzung 2011): 
175.000 Einwohnerinnen und Einwohner
Bevölkerungsvorausschau im Leitbild 13 
Jahre (Prognose 2020)
Sachsen-Anhalt (Reformumsetzung 
2007):
150.000 Einwohnerinnen und Einwohner
Bevölkerungsvorausschau im Leitbild 10 
Jahre (Prognose 2015)

Die Kreisgebietsreform aus dem 
Jahr 1993 sah in Brandenburg grund-
sätzlich eine Regelmindesteinwohner-
zahl in Höhe von 150.000 vor. Für dünn 
besiedelte Räume wurde ausnahmswei-
se auf eine Einwohnerzahl von 120.000 
abgestellt. 

Wie im breiten öffentlichen Dia-
log deutlich geworden ist, gibt es keine 
wissenschaftlich belegte optimale Ein-

wohnerzahl für Landkreise. Es obliegt 
vielmehr dem Gesetzgeber, einzuschät-
zen, welche Einwohnerzahl angesichts 
des vorhandenen und beabsichtigten 
Aufgabenbestandes und im Hinblick 
auf die längerfristige Finanzausstat-
tung angemessen erscheint. Angemes-
sen erscheint dem Landtag, dass alle 
Landkreise des Landes prognostisch im 
Jahr 2030 über mindestens 150.000 Ein-
wohnerinnen und Einwohner verfügen 
müssen und regelmäßig über mehr als 
175.000 Einwohnerinnen und Einwohner 
verfügen sollen.

Bereits im Jahr 1993 ist eine Ein-
wohnermindestgröße von 150.000 Ein-
wohnerinnen und Einwohnern verfolgt 
worden. Landkreise, die prognostisch 
im Jahr 2030 diese Mindesteinwohner-
zahl nicht erreichen werden, können 
deshalb keinesfalls fortbestehen und 
ebensolche Landkreise auch nicht gebil-
det werden. 

Um jedoch langfristig die Leis-
tungsfähigkeit zu sichern, erachtet es 
der Landtag darüber hinausgehend für 
sachgerecht, regelmäßig eine Einwoh-
nerzahl von mehr als 175.000 Einwohne-
rinnen und Einwohnern bezogen auf das 
Jahr 2030 anzustreben. 

Dies bedeutet gleichwohl, dass 
Landkreise die Zahl von 175.000 Einwoh-
nerinnen und Einwohnern prognostisch 
im Jahr 2030 - ggf. auch deutlich - über-
schreiten können. Entsprechende Land-
kreise können gebildet werden. Derzeit 
bestehende Landkreise, die diesen Wert 
alleine erreichen werden, können fort-
bestehen, können aber auch in die Neu-
bildung eines Landkreises einbezogen 
werden, wenn dies aus Gründen des 
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öffentlichen Wohls geboten erscheint. 
Aus den Vorgaben folgt ferner, dass in 
begründeten Fällen auch Landkreise 
fortbestehen oder neu gebildet werden 
können, die mehr als 175.000 Einwoh-
nerinnen und Einwohner im Jahr 2030 
prognostisch nicht erreichen werden. 
Zur Begründung einer solchen mögli-
chen Unterschreitung ist insbesondere 
die Begrenzung der Flächenausdehnung 
(vgl. Ziffer 5) heranzuziehen. 

5. Vor allem im Interesse des bür-
gerschaftlichen Engagements der 
auf der Kreisebene ehrenamtlich 
Tätigen soll eine Obergrenze für die 
Flächenausdehnung von 5.000 km2 
nicht überschritten werden. In der 
Regel sollen die Landkreise kleiner 
sein.

Die Gewährleistung der bürger-
schaftlich-demokratischen Teilhabe und 
Mitwirkung setzt voraus, dass die neu 
zu bildenden Landkreise eine Flächen-
größe aufweisen, die es ermöglicht, 
unter vertretbaren Bedingungen ehren-
amtliche Tätigkeiten als Mitglied des 
Kreistags und seiner Ausschüsse wahr-
zunehmen. Größe und Struktur müssen 
es auch erlauben, dass sich die Einwoh-
nerinnen und Einwohner mit den Belan-
gen des Landkreises auseinandersetzen 
können. 

Der größte Landkreis in Deutsch-
land ist der Landkreis Mecklenburgi-
sche Seenplatte mit einer Fläche von 
5.468 km². Diese Größe hat das Lan-
desverfassungsgericht Mecklenburg-
Vorpommern im Ergebnis für zulässig 
erachtet, weil zu diesem Landkreis die 
Müritz und andere größere Seen gehö-

ren. Auch wenn es in Brandenburg 
ebenfalls größere Flächen gibt, die fak-
tisch unbewohnt sind (z. B. ehemalige 
Truppenübungsplätze, große Waldge-
biete), soll eine Obergrenze von 5.000 
km2 nicht überschritten werden.

6. Es soll von den jetzigen 
Gebietsgrenzen ausgegangen wer-
den. Eine Teilung von Landkreisen 
soll nicht erfolgen.

Im breiten öffentlichen Dialog und 
in Anhörungen im Landtag ist intensiv 
über die Vor- und Nachteile eines Neu-
zuschnitts der Kreisebene diskutiert 
worden. Im Ergebnis ist festzustellen, 
dass die Vorteile überwiegen, wenn bei 
der Kreisgebietsreform von den bisheri-
gen Kreisgrenzen ausgegangen wird. Im 
Ausnahmefall muss es möglich bleiben, 
dass einzelne Gemeinden und Ämter 
bzw. Amtsgemeinden den Landkreis 
wechseln.

7. Unter Beachtung der bisheri-
gen Gebietsgrenzen sollen möglichst 
viele Landkreise mit der Bundes-
hauptstadt Berlin eine gemeinsame 
Grenze bilden und strahlenförmig zur 
Landesgrenze hin verlaufen (Sekto-
ralkreisprinzip).

Mit dem Sektoralkreisprinzip wird 
das Ziel verfolgt, innerhalb der Landkrei-
se einen Ausgleich zwischen den sied-
lungsstrukturell und sozioökonomisch 
unterschiedlichen Teilräumen - Berliner 
Umland und weiterer Metropolenraum - 
zu ermöglichen.

8. Bei der Neugliederung der 
Landkreise und bei der Einkreisung 
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von kreisfreien Städten sollen raum-
ordnerische Überlegungen, beste-
hende Verflechtungen und Bindun-
gen sowie wirtschaftliche Aspekte 
beachtet werden.

Hierzu zählen u. a. 
1. die europäischen Entwicklungskorri-
dore,
2. die Verkehrswege (Straße und Schie-
ne),
3. die Bevölkerungsschwerpunkte,
4. der Erhalt der Mittelbereiche,
5. die Verflechtungsbeziehungen, insbe-
sondere Pendlerbewegungen,
6. die Steuereinnahmekraft und
7. die Beschäftigungsdichte. 

Bei der Neugliederung der Land-
kreise sollen weiterhin historische und 
kulturelle Bindungen und Beziehungen, 
auch entstanden durch die Naturräume 
oder Kulturlandschaften, berücksichtigt 
werden.

Bezogen auf das angestammte 
Siedlungsgebiet der Sorben/Wenden 
sind Neugliederungen unter umfassen-
der Berücksichtigung der Belange der 
Sorben/Wenden zu vollziehen; die För-
derung der sorbischen/wendischen 
Sprache und Kultur gem. Artikel 25 
der Landesverfassung und die Umset-
zung des Sorben/Wenden-Gesetzes 
sind auch in den neuen Strukturen zu 
sichern.

9.  Die eingekreisten Städte dür-
fen die neu gebildeten Landkreise 
nicht dominieren. 

Aufgrund ihrer starken Stellung 
gegenüber ihrem Umland sowie auf-
grund ihrer Größe besteht die Gefahr, 
dass eingekreiste Oberzentren ihren 

Landkreis dominieren. Aus Sicht des 
Landtages sind für die Frage, ob eine 
Stadt ihr Umland dominiert, folgende 
Aspekte in die Abwägung miteinzube-
ziehen. 

Das Verhältnis der städtischen Ein-
wohnerzahl zur Gesamteinwohnerzahl 
des neuen Landkreises ist zu berück-
sichtigen.

Die prognostischen Mehrheitsver-
hältnisse im Kreistag sind zu berück-
sichtigen. Es ist zu befürchten, dass auf-
grund städtisch geprägter Mehrheiten 
im Kreistag die Belange des ländlichen 
Raumes des Kreises nicht mehr ausrei-
chend berücksichtigt werden.

10. Für die künftigen kreisfrei-
en Städte erachtet der Landtag der-
zeit eine Einwohnerzahl von regelmä-
ßig mehr als 150.000 bezogen auf das 
Jahr 2030 für angemessen. 

Zukünftige Herausforderungen 
Die zukünftigen Herausforderun-

gen an die Leistungsfähigkeit der Kreis-
verwaltungen in den kreisfreien Städten 
und im gesamten Land sind groß. Sie 
bestehen insbesondere in den demo-
grafischen und finanziellen Rahmenbe-
dingungen, in den geänderten Anfor-
derungen an die öffentliche Verwaltung 
sowie im Problem des Fachkräfteman-
gels. Eine Regeleinwohnerzahl für die 
kreisfreien Städte muss diesen Entwick-
lungen Rechnung tragen.

Vorteile kreisfreier Städte 
Bei der Ermittlung der Regeleinwoh-

nerzahl hat der Landtag berücksich-
tigt, dass die Verwaltungen der kreis-
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freien Städte und der Landkreise nicht 
gleichgesetzt werden können, da sich 
die beiden Gebietskörperschaftsty-
pen strukturell wesentlich unterschei-
den. So nehmen die kreisfreien Städ-
te die kreislichen Aufgaben neben den 
örtlichen, also gemeindlichen Aufgaben 
wahr, sodass Verbund- und Spezialisie-
rungseffekte bei schon kleineren Fall-
zahlen als bei Landkreisverwaltungen 
angenommen werden können. Ferner 
resultieren aus der Urbanität, der räum-
lichen Konzentration unterschiedlichs-
ter Funktionalitäten - u. a. Wohnen, Wirt-
schaft/Arbeit, infrastrukturelle Ver- und 
Entsorgungsleistungen - neben Effizi-
enzvorteilen für die Erbringung öffentli-
cher Leistungen auch eine relativ höhe-
re Wirtschafts- und Steuerkraft. Insoweit 
erachtet es der Landtag als sachge-
recht, aufgrund dieser relativ höheren 
Leistungsfähigkeit der kreisfreien Städ-
te eine im Vergleich zu den Landkrei-
sen niedrigere Regeleinwohnerzahl zu 
begründen.

Nachteile kreisfreier Städte 
Bei der wertenden Betrachtung der 

Regeleinwohnerzahl für kreisfreie Städte 
im Land Brandenburg ist aber auch zu 
berücksichtigen, dass aus der Urbanität 
und räumlichen Konzentration nicht nur 
Effizienzvorteile und eine relativ höhere 
Wirtschafts- und Steuerkraft resultieren, 
sondern auch Nachteile. Agglomerier-
te Räume sind soziokulturell und sozio-
ökonomisch anders geprägt als ländli-
che Räume. Die Verwaltungen kreisfreier 
Städte sind daher auch in anderem 
Maße als Landkreise durch Aufgaben 
der Sozial- und Jugendhilfe gefordert 

und belastet. Die Erfahrung der kreis-
freien Städte im Land Brandenburg hat 
gezeigt, dass ein Ausgleich der darge-
legten Vor- und Nachteile eine Einwoh-
nerzahl bedingt, die sicherstellt, dass 
die Nachteile langfristig nicht zu Über-
forderungen der kreisfreien Städte füh-
ren werden. Auch gilt es zu betrachten, 
dass eine kreisfreie Stadt hinsichtlich 
der Anforderungen an die Wahrneh-
mung der Aufgaben grundsätzlich nicht 
besser gestellt ist als ein Landkreis. Um 
wirtschaftlich agieren zu können sowie 
rechtlich und fachlich qualifizierte Leis-
tungen zu erbringen, werden bestimm-
te Fallzahlen benötigt, die nur ab einer 
gewissen Einwohnerzahl erreicht wer-
den.

Entwicklung der kreisfreien Städte 
Zwar kann eine wissenschaft-

lich belegbare Regeleinwohnerzahl für 
kreisfreie Städte nicht definiert wer-
den. Dennoch kann mit Blick auf die 
bisherige Entwicklung der kreisfreien 
Städte in Brandenburg Folgendes fest-
gehalten werden: Die in der Struktur-
reform von 1993 unterlegten Annah-
men, dass die kreisfreien Städte in der 
weiteren Zukunft eine großstädtische 
Entwicklung auch aufgrund ihrer ober-
zentralen Funktionen einnehmen wer-
den und damit die Einwohnerzahl von 
100.000 erreichen bzw. überschrei-
ten, haben sich nur im Fall der Landes-
hauptstadt Potsdam erfüllt. Die Bevöl-
kerung der Landeshauptstadt Potsdam 
ist von 145.667 Einwohnerinnen und 
Einwohner im Jahr 1993 auf 168.560 im 
Jahr 2016 angewachsen. Die Bevölke-
rungszahlen der drei übrigen kreisfrei-
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en Städte im Land Brandenburg waren 
hingegen rückläufig. Hatte die Stadt 
Brandenburg an der Havel im Jahr 1993 
noch 89.950 Einwohnerinnen und Ein-
wohner, sind es im Jahr 2016 lediglich 
noch 70.650. Im gleichen Zeitraum san-
ken die Bevölkerungszahlen der Stadt 
Cottbus/Chóśebuz von 130.756 auf 
99.120 sowie der Stadt Frankfurt (Oder) 
von 83.850 auf 57.060. Insoweit haben 
sich die kreisfreien Städte noch weiter 
auseinanderentwickelt und erreichen 
mehrheitlich bereits die Zielsetzung der 
Reform des Jahres 1993 nicht. Vielmehr 
wird die Einwohnerzahl in drei der vier 
kreisfreien Städte auch in den kommen-
den Jahrzehnten unterschiedlich stark, 
aber stetig weiter abnehmen. Nach dem 
Prognosestand für 2030 werden die 
Stadt Brandenburg an der Havel 64.740 
Einwohner, die Stadt Frankfurt (Oder) 
51.840 Einwohner, die Stadt Cottbus 
92.580 Einwohner und die Stadt Pots-
dam 184.910 Einwohner zählen.

Schlussfolgerungen 
Im Ergebnis der vorhergehend dar-

gelegten Gesichtspunkte kommt der 
Landtag zu dem Schluss, dass für kreis-
freie Städte eine Regeleinwohnerzahl 
zu wählen ist, die einerseits unter der 
Regeleinwohnerzahl für Landkreise und 
andererseits oberhalb der bei der Kreis-
gebietsreform 1993 für kreisfreie Städ-
te angestrebten Einwohnerzahl von 
100.000 liegt. Nach Abwägung der syn-
ergiebedingten Vorteile einer kreisfreien 
Stadt sowie der Vorteile von agglome-
rierten Räumen aber auch der Nachteile 
dieser Räume, geht der Landtag davon 
aus, dass eine Stadt, die zum Zeitpunkt 

der Reform bezogen auf das Jahr 2030 
mindestens 150.000 Einwohnerinnen 
und Einwohner hat, langfristig die Leis-
tungsfähigkeit besitzt, die für die Erledi-
gung aller kreislichen Aufgaben notwen-
dig ist.

Weiteres Vorgehen 
Über die Regeleinwohnerzahl für 

kreisfreie Städte soll hiermit angesichts 
der zu Grunde liegenden abwägenden 
Betrachtung jedoch nicht abschließend 
entschieden sein. Vielmehr behält sich 
der Landtag ausdrücklich vor, die Fra-
ge der Regeleinwohnerzahl für kreisfreie 
Städte im Zusammenhang mit der Bera-
tung des Gesetzentwurfs zur Kreisneu-
gliederung einschließlich evtl. Einkrei-
sungen nochmals kritisch zu prüfen und 
ggf. eine abweichende Regeleinwohner-
zahl für kreisfreie Städte festzulegen.

11. Die bislang kreisfreien, künf-
tig kreisangehörigen Städte sollen 
als Oberzentren gestärkt werden. Sie 
sollen auch künftig kreisliche Aufga-
ben in eigener Zuständigkeit wahr-
nehmen. Zu diesen Aufgaben zählen 
alle Aufgaben, die bereits bisher von 
großen kreisangehörigen Städten 
wahrgenommen werden können.

Durch die Einkreisung von Oberzen-
tren, die die angestrebte Einwohnerzahl 
nicht erreichen, soll deren Bedeutung 
für die Landesentwicklung nicht in Fra-
ge gestellt werden. Vielmehr sollen ihre 
Funktionen als Oberzentren abgesichert 
und gestärkt werden. Die Oberzent-
ren zeichnen sich durch eine vielfältige 
Standortbündelung aus, die bereits jetzt 
in jedem Einzelfall über die Stadtgrenzen 
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hinauswirkt. Eine Einkreisung bietet die 
Möglichkeit, die Vorteile einer gemein-
samen, integrierten Aufgabenerledigung 
und -finanzierung systematisch zu nut-
zen und die regionalen Infrastrukturen 
übergreifend zu optimieren und auszu-
bauen. 

Die Einkreisung führt zum Aufga-
benentzug. Betroffen sind auch pflich-
tige Selbstverwaltungsaufgaben. Da 
gerade Ziel der Verwaltungsstruktur-
reform eine Stärkung der kommunalen 
Selbstverwaltung ist, steht dieser Aufga-
benentzug in einem potenziellen Wider-
spruch zu diesem wichtigen Reformziel.

Allerdings ist zu berücksichtigen, 
dass der Entzug von Pflichtaufgaben zur 
Erfüllung nach Weisung sowie von ein-
zelnen Aufgaben mit Selbstverwaltungs-
anteilen rechtlich zulässig erscheint, 
denn es ist kein gezielter Aufgabenent-
zug, sondern eine Begleiterscheinung 
der Einkreisung. Dabei ist besonders 
bedeutsam, dass es im Hinblick auf die 
bereits kreisangehörigen Gemeinden 
auch aus Sicht des brandenburgischen 
Verfassungsgerichts rechtlich vertret-
bar ist, die betroffenen Aufgaben mit 
Selbstverwaltungsanteilen der Kreise-
bene zuzuordnen. Ferner dient eine Ein-
kreisung gerade dazu, die bisher kreis-
freien Städte in die Solidargemeinschaft 
des Landkreises einzubinden. Auch 
Aufgaben mit Selbstverwaltungsantei-
len sollen hierdurch dauerhaft erbracht 
werden können, ohne dass es zu einer 
Beeinträchtigung der Leistungsfähig-
keit insgesamt kommt, was sich u. a. im 
Stand der Höhe der Kassenkredite zei-
gen kann. 

Eine Abwägung der beiden Zie-

le, einerseits nur mit Mindestmaß in die 
kommunale Selbstverwaltung anläss-
lich einer Einkreisung einzugreifen, und 
andererseits aber die positiven Effek-
te einer Aufgabenbündelung auf der 
Kreisebene zu realisieren, ergibt, dass 
die eingekreisten Städte zumindest all 
jene Aufgaben auch künftig wahrneh-
men können sollen, die entsprechend 
der jetzigen Rechtslage die bisher gro-
ßen kreisangehörigen Städte in Bran-
denburg wahrgenommen haben (Auf-
gabenkatalog entsprechend der Stadt 
Schwedt [Oder]). Diese Aufgaben sollen 
bei ihnen verbleiben, es sei denn, sie 
verzichten auf eine Aufgabenwahrneh-
mung. 

12. Die vielfältige Kulturland-
schaft in Brandenburg und insbeson-
dere die in den Oberzentren ansäs-
sigen landesweit bedeutsamen 
Kultureinrichtungen sollen im Zuge 
der Verwaltungsstrukturreform 2019 
strukturell und organisatorisch bes-
ser abgesichert werden. 

Im Rahmen der strukturellen und 
organisatorischen Absicherung der lan-
desweit bedeutsamen Kultureinrichtun-
gen wird auch ihre Finanzierung auf eine 
breitere und solidarische Basis im Ver-
hältnis Land und Kommunen gestellt. 
Dabei sollen die Kommunen um rund 11 
Mio. EUR jährlich entlastet werden. 

Kommunale Theater und Orchester 
sowie weitere bedeutende Kulturstät-
ten in den Oberzentren werden in Vor-
bereitung der Verwaltungsstrukturre-
form durch ein stärkeres strukturelles, 
organisatorisches und finanzielles Enga-
gement des Landes abgesichert. Hier-
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zu wird auf das Kapitel ‚Finanzen und 
Reform des kommunalen Finanzausglei-
ches’ unter V. verwiesen.

13. Der Landtag wird in allen Fäl-
len über die künftigen Kreissitze ent-
scheiden.

Der Leitbildentwurf der Landesre-
gierung sah ursprünglich vor, dass die 
Festlegung des Hauptverwaltungssit-
zes (Kreissitz) den Bürgerinnen und Bür-
gern zur Entscheidung vorgelegt werden 
soll. Im breiten öffentlichen Dialog zum 
Leitbildentwurf ist wiederholt die Sor-
ge geäußert worden, dass diese Vorge-
hensweise zu einer starken Polarisierung 
innerhalb der neuen Landkreise führen 
könnte. Daher wurde angeraten, die Ent-
scheidung direkt vom Landtag treffen zu 
lassen. Diesem Ansatz wird hier gefolgt. 

Der Landtag Brandenburg bittet 
die Landesregierung, zusammen mit 
den Gesetzentwürfen über die zukünf-
tigen Kreissitze auch Vorschläge für die 
Unterstützung der Städte vorzulegen, 
die einen Kreissitz verlieren. 

Mit der Festlegung des Hauptver-
waltungssitzes erfolgt keine Vorwegnah-
me der Entscheidung darüber, ob und 
in welchem Umfang die bisherigen Ver-
waltungsstandorte der aufzulösenden 
Landkreise fortgeführt werden. Diese 
Entscheidung bleibt den neuen Kreista-
gen vorbehalten.

III. Funktionalreform
1.  Wie unter II. 2 bereits näher aus-

geführt, soll es anlässlich der Neustruk-
turierung der Kreisebene auch zu Auf-
gabenübertragungen auf die Landkreise 
und kreisfreien Städte kommen. Die Ver-

waltungsstrukturreform ist danach nicht 
nur darauf beschränkt, durch territori-
ale Veränderungen der kreiskommuna-
len Verwaltungsträger deren Leistungs-
fähigkeit vor dem Hintergrund der o. g. 
Herausforderungen zu sichern. Vielmehr 
zielt die Reform auch auf eine Stärkung 
der verfassungsrechtlich garantierten 
kommunalen Selbstverwaltung ab. Dabei 
ist die Stärkung der kommunalen Selbst-
verwaltung kein Selbstzweck, sondern 
dient dazu, dass regional bedeutsame 
Entscheidungen unter Beteiligung der 
örtlichen Akteure und unter Nutzung 
ihres Wissens auch dort getroffen wer-
den können, wo sie unmittelbare Wir-
kung entfalten und somit ein hohes Maß 
an Legitimation besitzen und auf eine 
breite Akzeptanz stoßen. Dies gilt im 
Ergebnis aber auch bei der Übertragung 
von Aufgaben, bei denen eine erhöhte 
aufsichtsrechtliche Steuerung gegeben 
sein könnte, weil sie jedenfalls zu mehr 
Kompetenzen der Landkreise und kreis-
freien Städte sowie ihrer Organe führen. 
Durch die orts- und bürgernahe Wahr-
nehmung dieser zusätzlichen Aufgaben 
werden die Kompetenz und die Akzep-
tanz dieser Körperschaften im Verhältnis 
zu ihren Bürgerinnen und Bürgern erhöht 
und die kommunale Selbstverwaltung 
gestärkt. Aufgabenübertragungen sind 
danach ein zentrales Instrument, um 
dieses Ziel zu verwirklichen. Dies gilt 
sowohl für kreisliche als auch gemeind-
liche Verwaltungsträger. Durch Über-
tragung zusätzlicher Aufgaben soll der 
Handlungs- und Gestaltungsspielraum 
der Landkreise und kreisfreien Städ-
te erweitert und damit auf eine breitere 
Grundlage gestellt werden.  
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Übertragene Aufgaben sollen zu 
Selbstverwaltungsaufgaben werden, 
wenn dies rechtlich möglich und ein 
fachliches Weisungsrecht des Landes 
nicht erforderlich ist. Ist eine Kommu-
nalisierung rechtlich ausgeschlossen, 
sollen die Aufgaben den Landrätinnen 
und Landräten sowie den Oberbürger-
meisterinnen und Oberbürgermeistern 
als allgemeine untere Landesbehörde 
übertragen werden (Organleihe). Über-
tragungen als Auftragsangelegenheiten 
sollen auch künftig nur ausnahmsweise 
erfolgen.

Front- und Backoffice-Lösungen 
sollen realisiert werden, sofern eine 
effektive und effiziente Verwaltung sinn-
voll und wirtschaftlich umsetzbar ist.

2. In finanzieller Hinsicht sollen für 
Aufgabenübertragungen die nachfol-
genden Grundsätze gelten:

a) Die Funktionalreform soll die 
Haushaltskonsolidierung von Land und 
Kommunen nicht gefährden. Die Über-
tragung von Landesaufgaben auf die 
Landkreise und kreisfreien Städte soll 
durch Schaffung personeller und finan-
zieller Synergie- und Abschmelzeffek-
te sowie die Gewinnung von Verbund-
vorteilen bei Zusammenführung mit 
zusammenhängenden kommunalen Auf-
gabenbereichen und den Abbau von 
Doppelzuständigkeiten eine effiziente, 
effektive und bürgernahe Aufgabenerfül-
lung ermöglichen.

b) Der Landtag bekennt sich zur 
Finanzierungsverantwortung und -pflicht 
(Grundsatz der strikten Konnexität) 
für neu übertragene Aufgaben. Dies 
umfasst insbesondere übertragene Auf-

gaben im Bereich der Funktionalre-
form I (also vom Land auf die Landkrei-
se und kreisfreien Städte). Angesichts 
der beschränkten Finanzmittel ist es für 
das Land nur möglich, Aufgaben in dem 
Umfang zu übertragen, wie dies in Sum-
me unter Berücksichtigung von Gebüh-
reneinnahmen nicht zu höheren Aus-
gaben des Landes für diese Aufgaben 
führt. Der Landtag behält sich deshalb 
vor, den Aufgabenkatalog zur Funktio-
nalreform vor dem Beschluss über das 
Funktionalreformgesetz zu verändern, 
falls dies nicht mit dem Ziel der Haus-
haltskonsolidierung zu vereinbaren ist. 
Soweit die Landesregierung bereits 
Ausgabenreduzierungen und Stellen-
einsparungen für die betroffenen Berei-
che beschlossen hat, ist dies bei der 
Berechnung des Gesamtaufwandes mit 
zu berücksichtigen, d. h. in Abzug zu 
bringen.

c) Personal folgt den Aufgaben. 
Immobilien und Sachvermögen sollen 
unter Anrechnung auf den Mehrbelas-
tungsausgleich übertragen werden.

3.  Die Aufgabenübertragungen sol-
len grundsätzlich zum 1. Januar 2020 
erfolgen, d. h. zu einem Zeitpunkt, zu 
dem die neuen kommunalen Verwal-
tungsstrukturen bereits entstanden sind. 
Über alle notwendigen Änderungen von 
Gesetzen soll unmittelbar mit der Ent-
scheidung des Gesetzgebers über die 
neuen Verwaltungsstrukturen entschie-
den werden.

4.  Konkrete Aufgabenübertragun-
gen von der Landesverwaltung auf die 
kommunale Ebene (Funktionalreform I)
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Während der Veranstaltungen im 
Rahmen des breiten öffentlichen Dia-
logs sind die im Leitbildentwurf zur 
Übertragung auf die Landkreise vorge-
schlagenen Aufgaben diskutiert wor-
den. Dazu hat der Ausschuss für Inne-
res und Kommunales von Oktober 
2015 bis zum März 2016 insgesamt 
5 gemeinsame Anhörungen mit den 
jeweiligen Fachausschüssen zu den 
zur Übertragung vorgesehenen Aufga-
ben durchgeführt. Die Fachausschüsse 
haben jeweils ihre Stellungnahmen an 
den AIK übermittelt. 

Im Ergebnis sollen unter Einbezie-
hung der Stellungnahmen der Fachaus-
schüsse des Landtages im Zusammen-
hang mit der Neugliederung folgende 
Aufgaben kommunalisiert und soweit 
keine anderen Festlegungen getroffen 
werden und weder rechtliche noch fach-
liche Erwägungen dagegen sprechen, 
den Landkreisen und kreisfreien Städten 
als Selbstverwaltungsaufgaben zum 1. 
Januar 2020 übertragen werden: 

1. Die Genehmigungspflicht für das 
Sammeln von Orden und Ehrenzeichen 
und Ausstellung von Ersatzurkunden 
und Besitzzeugnissen, die Verfahren zur 
Beantragung der Eheaufhebung sowie 
die Beglaubigung von in Brandenburg 
ausgestellten öffentlichen Urkunden zur 
Verwendung im Ausland.

2.  Die Bestellung aller Mitglieder 
der Gutachterausschüsse für Grund-
stückswerte.

3. Der Schulpsychologische Dienst 
hat sich als Teil der Schulverwaltung 

bewährt. Schon heute besteht hier aber 
ein deutlicher Stellenmehrbedarf. Im 
Falle der Übertragung der Aufgabe ver-
ursacht die Herauslösung des Schulpsy-
chologischen Dienstes aus der staatli-
chen Schulverwaltung einen erheblichen 
Mehraufwand. Daher wird der Land-
tag vor der gesetzlichen Entscheidung 
über eine Übertragung mögliche orga-
nisatorisch bedingte Mehrkosten sowie 
die fachlichen Konsequenzen einer 
Kommunalisierung intensiv abwägen. 
Dabei muss das Zugriffsrecht der Schu-
len uneingeschränkt erhalten bleiben. 
In diesem Zusammenhang soll auch 
betrachtet werden, welche organisato-
rischen Probleme durch eine Trennung 
von Schulaufsicht und Schulpsychologi-
schem Dienst entstehen könnten.

4. Die Aufsicht über Einrichtun-
gen der Kinder- und Jugendhilfe. Im 
Falle einer Übertragung der Heimauf-
sicht nach einer gründlichen Abwägung 
durch den Landtag soll eine Weisungs-
befugnis des Landes sichergestellt wer-
den. Denkbar wäre auch, die Aufgaben-
wahrnehmung in Form von kommunaler 
Zusammenarbeit zu organisieren.

5. Die Führung der Denkmallis-
te. Die fachliche Entscheidung über die 
Aufnahme eines Denkmals in die Liste 
soll weiterhin beim Brandenburgischen 
Landesamt für Denkmalpflege und 
Archäologisches Museum (BLADAM) 
verbleiben. Hinsichtlich der Erteilung 
von denkmalschutzrechtlichen Erlaub-
nissen soll im Wege einer Rechtsver-
ordnung geregelt werden, in welchen 
Fällen eine Beteiligung des Denkmal-
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fachamtes des Landes (Benehmensher-
stellung gemäß § 9 in Verbindung mit § 
19 Absatz 3 Brandenburgisches Denk-
malschutzgesetz) erfolgen muss. Es 
wird angeregt, dass das Denkmalfach-
amt gemeinsam mit den Landkreisen 
noch intensiver über Zielvereinbarun-
gen Verwaltungsabläufe im Rahmen von 
denkmalschutzrechtlichen Erlaubnissen 
vereinfacht.

6.  Die Aufgaben des Landesam-
tes für Soziales und Versorgung (LASV), 
die auch künftig einheitlich und zentral 
wahrgenommen werden sollen. Dazu ist 
die bisherige Behördenstruktur in einen 
Kommunalverband mit Sitz in Cottbus 
zu überführen.  

7.  Das Einladungs- und Rückmel-
dewesen für Früherkennungsuntersu-
chungen von Kindern und Jugendlichen. 
Zur möglichst einheitlichen Erbringung 
der Aufgabe in hoher Qualität sind dabei 
mögliche Formen der kommunalen 
Zusammenarbeit zu prüfen.

8.  Die Überwachung der Apothe-
ken, Arzneimittel und Medizinproduk-
te. Dabei ist zu beachten, dass für diese 
Aufgabe stets und unmittelbar hochspe-
zialisiertes Fachpersonal in ausreichen-
der Anzahl zur Verfügung stehen muss, 
weshalb auch hier zur Sicherung einer 
einheitlichen Erbringung der Aufgaben 
in hoher Qualität mögliche Formen der 
kommunalen Zusammenarbeit entspre-
chend der LASV-Lösung empfohlen 
werden. 

9.  Vollzugsaufgaben des Natur-

schutzes, insbesondere Schutzgebiets-
ausweisungen und Naturschutz in Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren. 
Es ist zu prüfen, ob die Mitwirkung von 
Naturschutzbehörden in konzentrierten 
Verfahren auf derselben Ebene erfolgen 
kann, die auch für das Genehmigungs-
verfahren zuständig ist. Weiterhin ist zu 
prüfen, ob die noch beim Land liegen-
den spezialisierten Aufgaben des Arten-
schutzes ebenso beim Land verbleiben 
können wie Aufgaben, die der Umset-
zung der EU-Naturschutzrichtlinien die-
nen. Grundsatzangelegenheiten des 
Naturschutzes sollen beim Land verblei-
ben.   

10.  Die Genehmigung und Über-
wachung von Anlagen gemäß der 4. 
Bundes-Immissionsschutz-Verordnung 
(ohne industrielle Anlagen) soll nach 
dem sogenannten ‚Zickzack-Modell’ 
übertragen werden, wie es im ‚Gutach-
ten zur möglichen Kommunalisierung 
von Landesaufgaben’ (vgl. S. 76 ff.) für 
die Enquete-Kommission ‚Kommunal- 
und Landesverwaltung - bürgernah, 
effektiv und zukunftsfest - Branden-
burg 2020’ erläutert wurde. Der kon-
krete Verlauf der ‚Zickzack-Linie’ soll 
im Gesetzgebungsverfahren abschlie-
ßend bestimmt werden. Genehmigung 
und Überwachung von Anlagen sol-
len in einer Hand liegen. Für eine Kom-
munalisierung bietet sich die Überwa-
chung von Einrichtungen an, die nicht 
genehmigungsbedürftig nach dem BIm-
SchG sind. Kommunalisiert werden sol-
len Aufgaben aus den Bereichen Abfall, 
Altlasten, gebietsbezogener Immissi-
onsschutz und Luftreinhalteplanungen. 
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Das landesweite Luftmessnetz soll beim 
Land verbleiben.

11. Die Genehmigungs- und Über-
wachungsverfahren im Bereich Wasser-
wirtschaft und Wasserversorgung sowie 
Abwasserangelegenheiten. 

12. Grundsätzlich sollen hoheit-
liche und Teile der gemeinwohlorien-
tierten Aufgaben des Landesbetrie-
bes Forst (LFB) übertragen werden. Die 
Bewirtschaftung des Landeswaldes, 
die damit verbundenen Gemeinwohl-
aufgaben (z. B. Waldumbau), die Aus-
bildungsaufgaben (Waldarbeiterschu-
le), die Fördermittelbewilligung sowie 
die gemeinwohlorientierten Aufgaben 
des Landeskompetenzzentrums Forst in 
Eberswalde verbleiben auf Landesebe-
ne. Die Aufgabe der Waldpädagogik soll 
unter Erhalt der Waldschulen kommuna-
lisiert werden.

13. Die Flurneuordnung zeitlich 
in der Weise, dass sowohl die bereits 
begonnenen Bodenordnungsverfahren 
als auch neue ohne zusätzlichen Auf-
wand in gleicher Qualität durchgeführt 
werden können. Die Aufgaben der Teil-
nehmergemeinschaften sollen weiterhin 
durch den Verband für Landentwicklung 
und Flurneuordnung wahrgenommen 
werden.  

14. Vollzugsaufgaben des Verbrau-
cherschutzes, konkret die Überwachung 
des Absatzmarktes für Tierfelle und die 
Verfolgung und Ahndung von Ordnungs-
widrigkeiten nach dem Hufbeschlagge-
setz.

15. Der Grenzveterinärdienst auf 
den dann örtlich für das gesamte Land 
zuständigen Landkreis (derzeit Land-
kreis Dahme-Spreewald). Der Übergang 
des hochspezialisierten Fachpersonals 
auf den Landkreis muss sichergestellt 
werden. 

16. Die Straßenverkehrsrechtsan-
gelegenheiten mit den Teilaufgaben 
Fahrerlaubnis- und Fahrlehrerangele-
genheiten, Ausnahmegenehmigungen 
nach § 70 StVZO, Sachverständigenwe-
sen Kfz, Berufskraftfahrerqualifikation 
sowie die Überwachung der Untersu-
chungsstellen und zulassungsrechtliche 
Schutzmaßnahmen.

17. Die Zustimmung zu öffentlichen 
Bauvorhaben des Bundes und der Län-
der. 

18. Die Bestellung und Vereidi-
gung von besonders sachkundigen Ver-
steigerern. Dabei ist zu prüfen, ob die 
Bestellung und Vereidigung von beson-
ders sachkundigen Versteigerern durch 
die örtliche Ordnungsbehörde erfolgen 
kann. 

19. Die Bestellung der Meisterprü-
fungsausschüsse. Da auch künftig die 
jeweiligen Kammerbezirke das Gebiet 
von mehreren Landkreisen umfassen 
werden, ist zu prüfen, ob diese Aufgabe 
nur einem Landkreis bzw. einer kreisfrei-
en Stadt pro Handwerkskammerbezirk 
übertragen werden soll. 

20. Die Annahme der Erklärung über 
den Austritt aus einer Kirche, einer Reli-
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gionsgemeinschaft oder Weltanschau-
ungsvereinigung, die Körperschaft des 
öffentlichen Rechts sind. Die Zuständig-
keit sollte bei den Standesämtern liegen.

21./22. Eine Zuständigkeit der Land-
kreise für die Regionalplanung sowie 
für die Verwaltung der Naturparke ist 
denkbar, eine abschließende Bewer-
tung setzt aber die Kenntnis der künfti-
gen Zahl der Landkreise und kreisfrei-
en Städte und deren Zuschnitt voraus. 
Daher behält sich der Landtag vor, die-
se Entscheidung zusammen mit der 
gesetzlichen Festlegung über die Kreis-
neugliederung zu treffen. Die Aufgaben-
wahrnehmung ist dabei in bisherigem 
Umfang und in gleicher Qualität abzusi-
chern.

IV. Weiterentwicklung der 
gemeindlichen Ebene

Verbunden mit dem Bevölkerungs-
rückgang wird die Anzahl der klei-
nen amtsfreien Gemeinden und Ämter 
ansteigen. Weniger als 5.000 Einwoh-
nerinnen und Einwohner - die für die 
Gemeindegebietsreform Anfang des 
letzten Jahrzehnts maßgebliche Min-
desteinwohnerzahl - werden nach der 
jüngsten Bevölkerungsprognose im Jah-
re 2030 in voraussichtlich mehr als 56 
Gemeinden und Ämtern wohnen. Von 
den derzeit insgesamt 200 hauptamt-
lichen Verwaltungen auf der gemeind-
lichen Ebene werden bis 2030 insge-
samt 132 eine Einwohnerzahl von unter 
10.000 aufweisen. 

Auch auf der gemeindlichen Ebe-
ne sind deshalb strukturelle Anpassun-
gen erforderlich, wobei eine umfas-

sende Gemeindegebietsreform in der 
laufenden Legislaturperiode nicht statt-
findet. Angestrebt werden stattdessen 
ausschließlich freiwillige Veränderungen 
unter Nutzung ergänzter gesetzlicher 
Rahmenbedingungen mit dem Ziel, die 
Zahl der hauptamtlichen Verwaltungen 
zu verringern. 

Die bürgerschaftlich-demokrati-
sche Teilhabe und Mitwirkung auf der 
gemeindlichen Ebene und die Identität 
der gewachsenen Gemeindeteile müs-
sen erhalten bleiben. Dies darf weder 
durch zu große Flächenausdehnungen 
noch durch die angestrebte Verminde-
rung der hauptamtlichen Verwaltungs-
einheiten gefährdet werden. Den beste-
henden und künftigen Ortsteilen sollen 
deshalb mehr Freiräume bei der eigen-
verantwortlichen Entscheidung über ihre 
Angelegenheiten ermöglicht werden. 
Die Fortentwicklung der Kommunalver-
fassung wird sicherstellen, dass in den 
Gemeinden die bürgerschaftliche Mit-
wirkung gestärkt und die Identität der 
gewachsenen Gemeindeteile erhalten 
bleibt. 

Die Landesregierung wird deshalb 
gebeten, bis Ende 2016 zur Ermögli-
chung freiwilliger Strukturveränderun-
gen auf gemeindlicher Ebene und zur 
Stärkung der bürgerschaftlich-demokra-
tischen Teilhabe und Mitwirkung in den 
Gemeinden und ihren Ortsteilen einen 
Gesetzentwurf zu erarbeiten, der folgen-
den Grundsätzen folgt: 

1. Träger von hauptamtlichen Ver-
waltungen auf Gemeindeebene

Um die Leistungsfähigkeit haupt-
amtlicher Verwaltungen auf gemeindli-
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cher Ebene zu befördern, soll sich deren 
Zahl durch freiwillige Entscheidungen 
der betroffenen Gemeinden vermindern, 
insbesondere die Zahl der Verwaltun-
gen:

Auf der gemeindlichen Ebene sollen 
hauptamtliche Verwaltungen künftig in 
der Regel 
• im Berliner Umland (Verdichtungsraum) 

für mindestens 12.000 Einwohnerinnen 
und Einwohner,

• im weiteren Metropolenraum (ländli-
cher Raum) für mindestens 8.000 Ein-
wohnerinnen und Einwohner

zuständig sein. 
Im Ergebnis des breiten öffentli-

chen Dialogs ist der Landtag zu der 
Überzeugung gelangt, dass auf der 
gemeindlichen Ebene künftig neben 
Einheitsgemeinden und Ämtern auch 
Amtsgemeinden sowie Gemeinden und 
Amtsgemeinden in Mitverwaltung Träger 
von hauptamtlichen Verwaltungen sein 
sollen:

a) Einheitsgemeinden sollen wie bis-
her Ortsteile bilden können. Die Bildung 
von Einheitsgemeinden soll wegen der 
zahlreichen verwaltungswissenschaft-
lich belegten Vorteile Vorrang genießen.

 b) Amtsgemeinden sollen als neu-
es Organisationsmodell aus mindestens 
zwei Ortsgemeinden gebildet werden. 
Die Möglichkeit der Ortsgemeinden, 
Ortsteile zu bilden, bleibt davon unbe-
rührt. Eine Obergrenze für die Zahl der 
einer Amtsgemeinde angehörenden 
Ortsgemeinden soll ebenso wie die Min-
desteinwohnerzahl für die angehören-
den Ortsgemeinden nicht festgelegt 
werden. 

Die Amtsgemeinde soll in Anleh-

nung an die Verbandsgemeinden in 
Sachsen-Anhalt und Rheinland-Pfalz 
gebildet werden. Dabei soll sie auch die 
gesetzlich zugewiesenen Selbstverwal-
tungsaufgaben wahrnehmen können, 
die in den Ländern mit Verbandsge-
meindemodell bereits an Verbandsge-
meinden übertragen wurden. 

Amtsgemeindebürgermeister und 
Amtsgemeindevertretung sollen in all-
gemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher 
und geheimer Wahl gewählt werden.  

  c) Gemeinden- oder Amtsgemein-
den in Mitverwaltung sollen in ihrer juris-
tischen Selbstständigkeit erhalten blei-
ben. Lediglich die Verwaltung wird durch 
die mitverwaltende Einheits- oder Amts-
gemeinde wahrgenommen. Zwischen 
der mitverwalteten und mitverwaltenden 
Gemeinde soll ein gemeinsames Ver-
waltungsgremium gebildet werden. 

d) Ämter des bisherigen Modells 
sollen zunächst fortbestehen können, 
aber nicht neu gebildet werden. Die 
Übertragung von weiteren Aufgaben der 
amtsangehörigen Gemeinden auf die 
Ämter soll künftig nicht mehr möglich 
sein, es sei denn, das für Kommunales 
zuständige Mitglied der Landesregie-
rung stimmt dem zu.

Das Ämtermodell hat sich bis-
lang grundsätzlich bewährt. Allerdings 
ist es nicht unbedenklich, Aufgaben-
übertragungen auf die Ämter uneinge-
schränkt zuzulassen, da insoweit die 
Ämter im Gegensatz zur neu einzufüh-
renden Amtsgemeinde nicht über direkt 
gewählte Organe verfügen. 

2. Ortsteilverfassung
Zur Erhaltung der Identität bisher 
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selbstständiger Gemeinden und zur 
Förderung des ehrenamtlichen Enga-
gements sollen weder der Zusammen-
schluss von Gemeinden zu größeren 
Einheitsgemeinden noch die Bildung 
von Amtsgemeinden oder die Wahl des 
Mitverwaltungsmodells Einfluss auf die 
bestehenden Ortsteile haben. 

Die Entscheidungsrechte aller Orts-
beiräte und Ortsvorsteherinnen und  
-vorsteher sollen in dem Maße erwei-
tert werden können, wie dies nicht den 
positiven Wirkungen der Verminderung 
der Zahl der Hauptverwaltungen zuwi-
derläuft. 

Den Gemeinden soll es beispiels-
weise ausdrücklich ermöglicht werden, 
ihren Ortsbeiräten Entscheidungsrech-
te über Angelegenheiten ihres Gebietes 
einzuräumen, etwa über ortsteilbezoge-
ne Ausgaben einschließlich Investitionen 
geringeren Umfangs eigenverantwort-
lich zu entscheiden (‚Ortsteilbudgets’).

Ortsvorsteherinnen und Ortsvor-
steher sollen künftig ortsteilbezogen, 
abgesehen vom Stimmrecht, alle Rechte 
der Mitglieder der Gemeindevertretung 
haben können. 

Die entsprechenden Entscheidun-
gen treffen die Gemeinden eigenverant-
wortlich durch Hauptsatzung.

3. Aufgabenübertragungen auf die 
Gemeindeebene (Funktionalreform II)

Im Ergebnis der angestrebten frei-
willigen Verminderung der Zahl der 
hauptamtlichen gemeindlichen Verwal-
tungen soll es auch hier zu Aufgaben-
übertragungen kommen, um die Hand-
lungs- und Gestaltungsspielräume der 
Gemeinden zu erweitern (Funktional-

reform II). Die Übertragung der Aufga-
ben soll spätestens dann erfolgen, wenn 
die gemeindlichen Verwaltungen in der 
Regel die Regelmindesteinwohnerzah-
len erfüllen (Prognose 2030).

Der Landtag nimmt die von der Lan-
desregierung im Entwurf des Leitbilds 
für die Verwaltungsstrukturreform (DS 
6/1788) vorgeschlagenen Aufgaben-
übertragungen zustimmend zur Kennt-
nis und bittet die Landesregierung, zur 
Stärkung der gemeindlichen Selbstver-
waltung diese Liste noch im Dialog mit 
den Kommunen zu erweitern. Die Lan-
desregierung soll die Vorschläge für eine 
Ergänzung des Aufgabenkatalogs im 1. 
Halbjahr 2017 vorlegen. 

V. Finanzen und Reform des kom-
munalen Finanzausgleichs

Die Finanzierung der Verwaltungs-
strukturreform soll aus dem Landes-
haushalt ohne dadurch bedingte zusätz-
liche Kreditaufnahme erfolgen. Hierfür 
wird ein Betrag in Höhe von 415 Mio. 
Euro in der allgemeinen Rücklage vor-
gehalten, der ab 2019 in 10 Jahresschei-
ben in Anspruch genommen werden 
kann. 

  Das Land ist bereit, gute Rah-
menbedingungen für die Verwaltungs-
strukturreform 2019 zu schaffen und sie 
im Interesse nachhaltig zukunftsfähi-
ger Kommunalfinanzen mit finanziellen 
Unterstützungsmaßnahmen zu beglei-
ten. Ziel soll sein, die finanziellen Hand-
lungsmöglichkeiten der bedürftigen 
Kommunen zu verbessern und dabei die 
Anreize zu einem sparsamen Umgang 
mit den verfügbaren Haushaltsmitteln zu 
verstärken. Hierfür soll gelten:   
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1. Das Land bietet den von der 
Kreisgebietsreform betroffenen und 
bedürftigen Landkreisen und Oberzen-
tren eine Teilentschuldung des Bestan-
des ihrer jeweiligen Kassenkredite zum 
31.12.2014 an. Die Teilentschuldung 
erfolgt zu 50 % der Kassenkredite. 

2. Finanzielle Strukturhilfen im Wege 
eines besonderen Angebots der Tei-
lentschuldung von 50 % der Kassen-
kredite zum 31.12.2014 sollen auch sol-
che bedürftigen Städte und Gemeinden 
erhalten, die sich bis 2019 freiwillig leit-
bildgerecht verändern.

3. Ein Angebot zur 50-%-Teilent-
schuldung der Kassenkredite zum 
31.12.2014 wird auch solchen bereits 
leitbildgerecht aufgestellten bedürftigen 
Städten und Gemeinden unterbreitet, 
denen Hilfen aus dem Ausgleichsfonds 
gewährt werden können.

4. Bedürftigkeit im Sinne der Zif-
fern 1 - 3 ist gegeben bei mindes-
tens zwei verpflichtenden Haushalts-
sicherungskonzepten in den Jahren 
2012 - 2014 und überdurchschnittlichen 
Kassenkreditbeständen zum 31.12.2014.

5. Die Teilentschuldungen gemäß 
Ziffern 1 - 3 werden über einen Zeit-
raum von zehn Jahren verteilt. Die 
 hierfür benötigten Finanzmittel sollen 
je hälftig aus dem Landeshaushalt und 
aus der kommunalen Verbundmas-
se in gleichen Jahresscheiben verteilt 
auf einen Zeitraum von zehn Jahren 
bereitgestellt werden. Die jährlichen 
Zuweisungen zur Teilentschuldung sind 

an konkrete Bedingungen und Maß-
gaben zur Konsolidierung zu knüp-
fen, welche jährlich vor Auszahlung 
zu prüfen sind. Ein Zeitraum von zehn 
Jahren sichert den Konsolidierungs-
pfad der teilnehmenden Landkrei-
se, Städte und Gemeinden und bietet 
die Gewähr für eine größere Stabilität 
der Teilentschuldung. Er ist zudem mit 
Blick auf die Refinanzierung des Lan-
des und die Mitfinanzierung aus der 
kommu nalen Verbundmasse gebo-
ten. Die Landesregierung wird gebe-
ten, zu  prüfen, ob und inwieweit der 
im Rahmen der Teilentschuldung vor-
gesehene Landesanteil bereits vorfris-
tig ab 2019 zur Verfügung gestellt und 
zugleich der notwendige Konsolidie-
rungspfad der teilnehmenden Land-
kreise, Städte und Gemeinden gesi-
chert werden könnte. 

6. Jeder im Rahmen der Kreisge-
bietsreform neugebildete Landkreis soll 
für reformbedingte Einmal-Kosten einen 
pauschalen Betrag in Höhe von min-
destens je 1,5 Mio. Euro pro Ausgangs-
gebietskörperschaft erhalten. Aus den 
bereitgestellten Finanzmitteln soll insbe-
sondere die Umstrukturierung von Ver-
waltungen (z. B. Bildung neuer Kreis-
verwaltungen oder neuer gemeindlicher 
Verwaltungen, Kosten für Datenmigrati-
on) finanziell unterstützt werden.   

7. Landkreise, die im Rahmen der 
Kreisgebietsreform mit bislang kreisfrei-
en Städten fusionieren, erhalten einen 
temporären Standardanpassungszu-
schuss in Abhängigkeit von den auf die 
Kreise übertragenen Aufgaben.  
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8. Für freiwillige leitbildgerech-
te Strukturveränderungen auf Gemein-
deebene wird ebenfalls ein pauschaler 
Ersatz der reformbedingten Einmalkos-
ten aus Landesmitteln geleistet. Das 
Land stellt hierfür von 2017 bis 2020 
jährlich 2 Mio. Euro zur Verfügung.

9. Landesweit bedeutsame Kultu-
reinrichtungen werden strukturell und 
organisatorisch abgesichert und ihre 
Finanzierung auf eine breitere und soli-
darische Basis im Verhältnis Land und 
Kommunen gestellt. Dabei sollen die 
Kommunen um rund 11 Mio. Euro jähr-
lich entlastet werden. 

Kommunale Theater und Orchester 
sowie weitere bedeutende Kulturstät-
ten in den Oberzentren Frankfurt (Oder), 
Brandenburg an der Havel und Cottbus 
sowie der Städte Schwedt und Senften-
berg werden in Vorbereitung der Verwal-
tungsstrukturreform durch ein stärke-
res strukturelles, organisatorisches und 
finanzielles Engagement des Landes 
abgesichert. 

Für die langfristige Sicherung der 
Theater- und Orchesterlandschaft soll 
ein Schlüssel für Finanzierung und 
Tarifanpassung (50 Land : 30 FAG : 
20 Gebietskörperschaft) zur Anwendung 
kommen. Die Theaterpauschale im Rah-
men des kommunalen Finanzausgleichs 
soll entsprechend um 5 Mio. EUR erhöht 
werden.

Die Landesregierung wird gebeten, 
die Fortschreibung des Brandenburgi-
schen Finanzausgleichsgesetzes vor-
zubereiten. Dabei sollen soziale Las-
ten stärker berücksichtigt werden. Die 
Oberzentren sollen gestärkt werden. Bei 

den von der Reform betroffenen Ober-
zentren soll der Bedarfsansatz für all-
gemeine Schlüsselzuweisungen für 
Gemeindeaufgaben nicht verringert wer-
den. Die Landesregierung wird gebeten, 
diese Fragen im Rahmen des finanzwis-
senschaftlichen Gutachtens zur Symme-
trieüberprüfung und zur Fortschreibung 
des Kommunalen Finanzausgleichs 
auf der Basis der neuen Kommunal-
struktur (einschließlich der Option zur 
Amtsgemeinde auf gemeindlicher Ebe-
ne) umfassend zu untersuchen. Da die 
neue Kommunalstruktur unterjährig in 
Kraft treten soll, soll für dieses Jahr ein 
Gemeindefinanzierungsgesetz vorbe-
reitet werden. Für den Zeitraum danach 
soll - sobald möglich - wieder ein auf 
Dauer angelegtes Gesetz zur Regelung 
des Kommunalen Finanzausgleichs gel-
ten.

VI. Fortsetzung der Reform der 
Landesverwaltung und der Justiz

Der Landtag Brandenburg bekräf-
tigt, dass die Aufgabenkritik in der Lan-
desverwaltung und mögliche Aufga-
benbündelungen eine Daueraufgabe 
bleiben. Ein Stellenabbau innerhalb der 
Landesverwaltung muss, wie schon bis-
her, sozialverträglich ausgestaltet wer-
den. Im Übrigen macht sich der Land-
tag die Position der Landesregierung zu 
eigen, wie sie im Entwurf des Leitbildes 
für die Verwaltungsstrukturreform 2019 
(DS 6/1788, S. 19) enthalten ist.

VII. Personal
Von der anstehenden Verwaltungs-

strukturreform werden die Beschäftigten 
in vielfältiger individueller Form betroffen 
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sein, sei es, dass sie im Zuge der Aufga-
benverlagerungen einen neuen Dienst-
herrn oder Arbeitgeber erhalten oder 
von der Zusammenlegung von Kommu-
nalverwaltungen betroffen sind. Auch 
kann es die Notwendigkeit geben, ande-
re Tätigkeiten als bisher auszuüben. 

Der Erfolg der Verwaltungsstruk-
turreform 2019 hängt von einer nach-
haltigen Personalpolitik ab. Nachbeset-
zungen sind mit Weitblick zu planen; 
moderne, zeitgemäße Arbeitsbedingun-
gen für die Beschäftigten sind zu schaf-
fen und der Nachwuchsgewinnung ein 
besonderes Augenmerk zu widmen. 
Die Reform ist eine Chance für ein neu-
es Personalmanagement in den öffentli-
chen Verwaltungen.

Mit der Übertragung der Aufga-
ben geht auch das entsprechende Lan-
despersonal auf die kommunale Ebene 
über. Die gesetzliche Rahmenregelung 
zum Personalübergang wird betriebs-
bedingte Kündigungen wegen der Auf-
gabenübertragung ausschließen. Das 
Land wird auch darauf hinwirken, dass 
betriebsbedingte Kündigungen wegen 
der Zusammenlegung von Gebietskör-
perschaften vermieden werden.

Die Landesregierung wird aufgefor-
dert, noch vor dem Beschluss des Funk-
tionalreformgesetzentwurfes Gespräche 
mit den Gewerkschaften und den kom-
munalen Arbeitgebern über die tarif-
vertragliche Flankierung des Aufgaben- 
und Personalübergangs aufzunehmen.  

Vor dem Hintergrund des demogra-
fischen Wandels ist es erforderlich, die 
Ausbildungsoffensive des Landes fort-
zuführen. Sie umfasst sowohl die Lan-
desebene als auch die unterschiedli-

chen kommunalen Verwaltungsebenen. 
Mit der Wiederaufnahme einer für Land 
und Kommunen gemeinsamen Lauf-
bahnausbildung für den gehobenen all-
gemeinen Verwaltungsdienst im Sep-
tember 2016 wird hierfür ein weiterer 
zukunftsweisender Beitrag geleistet. 
Dabei wird es insbesondere auch erfor-
derlich sein, für den weiteren Metropo-
lenraum qualifizierte Nachwuchskräfte 
zu gewinnen. 

VIII. Weiterer Ausbau des 
E-Government

Verlässliche Informationstechnik 
und hochwertige elektronische Verfah-
ren sind heute Schlüsselkomponenten 
für eine effektive und effiziente Verwal-
tung. Um dem gerecht zu werden, sind 
in den kommenden Jahren die Bemü-
hungen um ganzheitliche und pass-
fähige elektronische Verfahrens- und 
Kommunikationsprozesse in der Lan-
des- und Kommunalverwaltung im Rah-
men verfügbarer Ressourcen zu verstär-
ken. 

Dem der Landtagsentschließung 
‚Moderne Verwaltung durch Open-
Government-Data’ vom 25. Septem-
ber 2013 folgenden Beitritt Branden-
burgs zur Verwaltungsvereinbarung des 
Bundes und der Länder für den Betrieb 
des ‚Datenportals Deutschland“ (Gov-
Data-Portal) sollen weitere Schritte fol-
gen. Werden Verwaltungsaufgaben vom 
Land auf die Kommunen übertragen und 
zugleich kommunale Gebietsstruktu-
ren verändert, kann die Unterstützung 
mittels elektronischer Verfahren insbe-
sondere dann gut gelingen, wenn insbe-
sondere die erforderlichen technischen 
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Infrastrukturen und Basiskomponenten 
zu kostendeckenden Konditionen zentral 
bereitgestellt und betrieben werden. 

Für ein gemeinsames Grundver-
ständnis zur Rolle und den Möglichkei-
ten des E-Government im Rahmen der 
Verwaltungsstrukturreform 2019 sollen 
folgende Grundsätze gelten:

1. IT-Infrastrukturen und -Basis-
komponenten, die fachübergreifend für 
alle Behörden und Stellen des Landes- 
und der Kommunen Bedeutung besit-
zen, sollen nach einheitlichen Standards 
errichtet und fortentwickelt werden. Im 
Hinblick auf die Zusammenarbeit soll ein 
Kooperationsmodell geprüft werden. 

2. Für den Ausbau des E-Govern-
ment ist die Entwicklung leistungsfä-
higer operativer Aufgabenträger von 
besonderer Bedeutung. Dazu können 
neben dem Zentralen IT-Dienstleister 
des Landes institutionelle Zusammen-
schlüsse in Gestalt eines oder mehrerer 

kommunaler Rechenzentren einen wich-
tigen Beitrag leisten.

3. Zur Sicherstellung flächende-
ckendender öffentlicher Leistungen mit 
Mitteln der Informations- und Kommu-
nikationstechnik sollen im Rahmen der 
finanziellen Möglichkeiten Ergänzungen 
der heutigen Online-Serviceangebote 
der öffentlichen Aufgabenträger hin zu 
transaktionsorientierten elektronischen 
Verfahren und mobilen Bürgerdiensten 
erfolgen.

4. Für besonders wichtige Bereiche 
des E-Government sollen aus Gründen 
der Rechts- und Investitionssicherheit, 
der Verlässlichkeit der Verwaltung und 
der Rechtsvereinheitlichung mit Bun-
desrecht die Schaffung landesgesetz-
licher Rahmenregelungen geprüft wer-
den.“

Britta Stark
Die Präsidentin
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E ntwurf des Leitbildes für die 
Verwaltungsstrukturreform 
2019

Der Landtag Brandenburg hat in seiner 
31. Sitzung am 13. Juli 2016 zum TOP 1 
folgende Entschließung angenommen:

„Die Verwaltungsstrukturreform 
als Chance für das Land Branden-
burg Bürgerbeteiligung ausbauen, 
leistungsfähige Verwaltungsstruktu-
ren schaffen und nachhaltige Kom-
munalfinanzen sichern

Der Landtag stellt fest:
Die Enquete-Kommission ‚Kommu-

nal- und Landesverwaltung - bürgernah, 
effektiv und zukunftsfest - Brandenburg 
2020‘ hat in ihrem am 25. Oktober 2013 
vorgelegten Abschlussbericht grundle-
genden Reformbedarf bei den Verwal-
tungsstrukturen im Land festgestellt. Die 
Strukturen und Aufgaben des Landes, 
der Landkreise sowie der Städte und 
Gemeinden müssen an die veränderten 
Rahmenbedingungen angepasst wer-
den. Der Landtag sieht diesen Reform-
bedarf. Wir stehen vor der Herausforde-
rung, auch in Zukunft handlungsfähige 
Verwaltungen für alle Einwohnerinnen 

und Einwohner im ganzen Land, auch in 
den berlinfernen Regionen zu sichern.

Eine Verwaltungsstrukturreform 
mit einer modernen Kreisgebietsre-
form, die regionale, historische und kul-
turelle Identitäten berücksichtigt, ist 
vor dem Hintergrund des demografi-
schen Wandels und der sich verändern-
den Finanzbedingungen notwendig. Für 
den Landtag Brandenburg steht dabei 
die Sicherung gleichwertiger Lebensbe-
dingungen für alle Brandenburgerinnen 
und Brandenburger im Zentrum staat-
lichen Handelns. Dazu bedarf es einer 
aktiven und zukunftsfähigen Verwaltung 
vor Ort, um öffentliche Daseinsvorsor-
ge zukunftsfest und generationenge-
recht im ganzen Land vorzuhalten. Dazu 
sollen die von der Reform betroffenen 
Landkreise und kreisfreien Städte finan-
ziell nachhaltig entlastet werden. Im 
Zusammenspiel mit der geplanten Tei-
lentschuldung werden hochverschulde-
te Kommunen dadurch in die Lage ver-
setzt, dass sie in einem Zeitraum von 
etwa zehn Jahren auch durch eigenes 
Handeln schuldenfrei werden und dabei 
zugleich einen Spielraum für freiwillige 
Leistungen behalten können.

Mit dem öffentlichen Dialog zum 
Entwurf eines Leitbildes für eine Ver-

Landtag Brandenburg  
Drucksache 6/4621-B
Beschluss des Landtages Brandenburg, 13. Juli 2016
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waltungsstrukturreform ist der dringen-
de Handlungsbedarf überall im Land 
diskutiert worden. Es wurde vermittelt, 
dass das Leitbild den Rahmen für das 
kommende gesetzgeberische Handeln 
bildet. Gerade für die kreisfreien Städ-
te war der Dialogprozess die Chan-
ce, eigene Vorschläge zu machen und 
den Rahmen für freiwillige Veränderun-
gen zu nutzen. Es ist eben nicht vor-
rangig die Kreisfreiheit, die den Wert 
von Städten ausmacht und woran sich 
die Attraktivität und Zukunftsperspek-
tiven messen lassen. Entscheidend ist 
vielmehr ihre tatsächliche Handlungs-
fähigkeit und Ausstrahlungskraft in der 
Region. Zielstellung ist es, durch die 
Veränderung von Rahmenbedingungen 
die wirtschaftliche und soziale Entwick-
lung der Städte zu stärken und so die 
positive Entwicklung von Regionen zu 
befördern.

Der Landtag fordert die Landesre-
gierung auf,

• den engen Dialog mit den Landkrei-
sen, kreisfreien Städten, Gemeinden 
und kommunalen Spitzenverbänden im 
weiteren Reformprozess fortzuführen;

• unter Beteiligung der kommunalen 
Mandatsträger Vorschläge zu unter-
breiten, wie die Bedingungen für die 
ehrenamtliche Tätigkeit der Kreistags-
abgeordneten mit konkreten Maßnah-
men verbessert werden können;

• die Elemente der Bürgerbeteiligung in 
der Kommunalverfassung auszubau-
en, indem

1. bei einem Bürgerbegehren der 
bisher erforderliche Kostendeckungs-

vorschlag durch eine qualifizierte Kos-
tenschätzung ersetzt wird,

2. die Möglichkeit des Ausschlus-
ses der Briefwahl bei Bürgerentscheiden 
gestrichen wird,

3. die Prüfung der rechtlichen 
Zulässigkeit von Bürgerbegehren durch 
die Kommunalaufsicht erfolgt, 

4. Kinder und Jugendliche bei Pla-
nungen und Vorhaben, die ihre Interes-
sen berühren, in angemessener Weise 
beteiligt werden können,

5. die Kürzung des Negativkatalo-
ges von Verfahren, zu denen ein Bürger-
begehren ausgeschlossen ist (§ 15 Abs. 
3 BbgKVerf), geprüft wird;

• zu prüfen, mit welchen Maßnahmen 
die finanzielle Leistungsfähigkeit der 
Kommunen nachhaltig verbessert und 
der Abbau des Investitionsstaus in 
hochverschuldeten Kommunen geför-
dert werden kann;

• durch eine transparente Haushaltsauf-
sicht gravierenden Schieflagen insbe-
sondere bei der Anhäufung von Kas-
senkrediten entgegenzuwirken;

• die organisatorische und strukturelle 
Umstellung der Kulturfinanzierung bis 
Ende 2018 abzuschließen und die ver-
änderte Kulturfinanzierung zum 1. Ja-
nuar 2019 in Kraft zu setzen;

• bis zum Inkrafttreten der veränderten 
Kulturfinanzierung den Bestand dieser 
Kultureinrichtungen sicherzustellen;

• Landkreise, die im Rahmen der Kreis-
gebietsreform mit bislang kreisfrei-
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en Städten fusionieren, durch einen 
temporären Standardanpassungszu-
schuss finanziell zu entlasten;

• im Rahmen des finanzwissenschaftli-
chen Gutachtens zur Symmetrieüber-
prüfung und der Fortschreibung des 
Kommunalen Finanzausgleichs Vor-
schläge zu entwickeln:

1. wie die Soziallasten im kommu-
nalen Finanzausgleich stärker berück-
sichtigt werden können,

2. wie Landkreise mit besonders 
großer Fläche stärker unterstützt wer-
den können,

3. wie die Ausgleichsfunktion der-
jenigen Landkreise sichergestellt wer-
den kann, die nicht an Berlin angrenzen,

4. wie der derzeitige Bedarfsan-
satz der Städte Brandenburg an der 
Havel, Cottbus und Frankfurt (Oder) für 
allgemeine Schlüsselzuweisungen für 
Gemeindeaufgaben unter Berücksichti-
gung ihrer oberzentralen Funktion fort-
geschrieben werden kann;

• bei der Übertragung von Immobilien im 
Rahmen der Funktionalreform analog 
der Regelungen des § 107 Branden-
burgisches Schulgesetz zu verfahren.“

Britta Stark
Die Präsidentin
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V orschlag des Ministers des 
 Innern und für Kommunales

1. Warum Verwaltungsstrukturen 
erneuern?

Brandenburg hat sich im ers-
ten Vierteljahrhundert seines Beste-
hens aus schwierigen Anfängen zu 
einem erfolgreichen, attraktiven und 
lebenswerten Gemeinwesen entwi-
ckelt. Seit mehr als einem Jahrzehnt ist 
die Arbeitslosigkeit im Land bestän-
dig gesunken, in allen Landestei-
len verzeichnen große Mehrheiten der 
Bürgerinnen und Bürger seit langem 
einen kontinuierlichen Zuwachs ihrer 
Erwerbs-, Lebens- und Beteiligungs-
chancen. Mittlerweile kehren zahlrei-
che Brandenburgerinnen und Branden-
burger, die in den vergangenen beiden 
Jahrzehnten außerhalb unseres Landes 
ihr Glück suchen mussten, zurück.

Starker sozialer Zusammenhalt 
und wirtschaftliche Dynamik, wach-
sende gesellschaftliche Offenheit 
und eine lebendige Zivilgesellschaft 
sind charakteristische Bestandteile des 
Brandenburger Erfolgsmodells, dessen 
weiterer Entwicklung sich die Landes-
regierung besonders verpflichtet sieht. 

Eine vorsorgende Gesellschafts- und 
Sozialpolitik ist zum Markenzeichen 
unseres Landes geworden.

Ermöglicht und gewährleistet wurde 
die positive Gesamtentwicklung Bran-
denburgs seit 1990 ganz besonders 
dadurch, dass nach der Wiedergründung 
Brandenburgs auf allen Ebenen unse-
res Landes leistungsfähige öffentli-
che Aufgabenträger entstanden sind. 
Im Ergebnis steht Brandenburg heute so 
gut da wie noch niemals zuvor in seiner 
Geschichte. Doch auf diesen Erfolgen 
können wir uns nicht ausruhen. In den 
kommenden Jahren stehen wir vor gro-
ßen Herausforderungen: 

Die Bevölkerungszahl unseres Lan-
des wird langsam aber deutlich zurück-
gehen. Der Rückgang ist in den äuße-
ren Regionen Brandenburgs besonders 
ausgeprägt. Darüber hinaus wird unsere 
Bevölkerung im Durchschnitt älter. Die 
Anzahl der Erwerbsfähigen wird weiter 
sinken.  Damit einher geht ein zuneh-
mender Fachkräftebedarf – das betrifft 
auch die öffentlichen Aufgabenträger. 
Die finanziellen Mittel aus dem Solidar-
pakt werden 2019 auslaufen und Bran-
denburg erhält aufgrund seiner positi-
ven wirtschaftlichen Entwicklung immer 
weniger Zuweisungen von der Europä-

Landtag Brandenburg  
Drucksache 6/1788
Entwurf des Leitbildes für die Verwaltungsstrukturreform 2019, 16. Juni 2015
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ischen Union. Der Bevölkerungsrück-
gang führt ebenfalls zu zurückgehenden 
Einnahmen.  

Auch in Zukunft wird die Qualität 
unserer öffentlichen Dienstleistun-
gen eine entscheidende Voraussetzung 
für den Erfolg und die Lebensqualität 
unseres demokratischen Gemeinwe-
sens sein. Für uns in Brandenburg wird 
es immer wieder neu darauf ankommen, 
durch die vorausschauende Erneu-
erung unserer Verwaltungsstrukturen 
veränderten demografischen und 
finanziellen Rahmenbedingungen 
Rechnung zu tragen. 

In besonderem Maße wird der wei-
tere Erfolg Brandenburgs in den kom-
menden Jahrzehnten davon abhängen, 
dass es gelingt, angesichts regional 
sehr unterschiedlicher Entwicklungsten-
denzen den inneren Zusammenhalt 
unseres Landes zu wahren. „Gleiche“ 
Lebensverhältnisse in Stadt und Land 
kann es auch in Zukunft naturgemäß 
niemals geben. Uneingeschränkt fest-
halten wird die Landesregierung dage-
gen am übergeordneten Ziel gleich-
wertiger Lebensverhältnisse. Dabei 
ist klar: Erreichen werden wir dieses Ziel 
nur mit der Bereitschaft, neue Wege ein-
zuschlagen.

Gerade deshalb erwarten die Bür-
gerinnen und Bürger von ihrer Landes-
regierung zu Recht, dass innovative 
Möglichkeiten der Informations- und 
Kommunikationstechnologie beherzt 
genutzt werden, um stets auf der Höhe 
der Zeit sowohl größtmögliche Bür-
gernähe als auch bestmögliche Kos-
teneffizienz der öffentlichen Dienstleis-
tungen in Brandenburg sicherzustellen. 

Ziel der Landesregierung ist es, dass 
die Brandenburgerinnen und Branden-
burger in allen Teilen des Landes die 
Dienstleistungen einer effizienten und 
hoch qualifizierten öffentlichen Verwal-
tung so bürgernah wie möglich nutzen 
können.

Vor diesem Hintergrund haben die 
Regierungsparteien bereits in ihrer Koa-
litionsvereinbarung erklärt: „Mit passge-
nauen Verwaltungsreformen (...) wer-
den wir die öffentlichen Dienstleistungen 
in Brandenburg auf innovative Weise 
modernisieren. Schlüsselkriterium 
dabei sind die Erwartungen der Bür-
ger und Wirtschaftsakteure in unse-
rem Land, die in ihrem Alltag auf eine 
effektiv funktionierende Landesverwal-
tung angewiesen sind.“ In diesem Sinne 
begeben wir uns im Folgenden gemein-
sam auf den Weg einer Verwaltungser-
neuerung für die Menschen in Bran-
denburg.

1.1 Ausgangssituation
Mit einer Fläche von fast 30.000 km² 

ist Brandenburg das fünftgrößte aller 
Bundesländer. Seine aktuell1 rund 2,46 
Millionen Einwohnerinnen und Einwoh-
ner leben in 418 Städten und Gemein-
den, wovon 31 Städte und 239 Gemein-
den zusammen 52 Ämter bilden. Es gibt 
gegenwärtig 200 hauptamtliche Ver-
waltungen auf der gemeindlichen 
Ebene, die für eine Einwohnerzahl zwi-
schen 2.772 (Gemeinde Uckerland) und 
163.203 (Landeshauptstadt Potsdam) 

1 Angaben laut Amt für Statistik Berlin-Branden-
burg: Bevölkerungsfortschreibung auf Basis des 
Zensus vom 9. Mai 2011 zum 30. September 
2014 – OTA1.14 (vgl. Anlage 1)
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zuständig sind.
Im Zuge der ersten Kreisgebiets-

reform im Jahr 1993 sind 14 Landkrei-
se entstanden und 4 Städte kreisfrei 
geblieben. Die Landkreise hatten im 
September 2014 zwischen 77.744 (Pri-
gnitz) und 207.180 Einwohnerinnen und 
Einwohner (Potsdam-Mittelmark). Die 
kreisfreien Städte sind Potsdam mit 
163.203, Cottbus/Chóśebuz mit 99.379, 
Brandenburg an der Havel mit 71.013 
und Frankfurt (Oder) mit 57.503 Einwoh-
nerinnen und Einwohnern. 

Die brandenburgische Landes-
verwaltung ist zweistufig aufgebaut. 
Den Ministerien sind die Landesober-
behörden (z. B. Polizeipräsidium, Lan-
desamt für Soziales und Versorgung), 
die sonstigen unteren Landesbehör-
den (Finanzämter), die Landesbetriebe 
(z. B. Forst, Straßenwesen) und die Ein-
richtungen des Landes (z. B. das Lan-
deshauptarchiv, Zentrale Bezügestelle) 
unmittelbar nachgeordnet. Die Landrä-
tinnen und Landräte sowie die Oberbür-
germeisterinnen und Oberbürgermeis-
ter sind Organe der Landkreise bzw. der 
kreisfreien Städte und nehmen als all-
gemeine untere Landesbehörden auch 
staatliche Aufgaben wahr. Zu den Trä-
gern öffentlicher Aufgaben gehört auch 
die Justiz. Die ordentliche Gerichts-
barkeit umfasst das Brandenburgische 
Oberlandesgericht, vier Landgerich-
te und 24 Amtsgerichte. Am Sitz der 
vier Landgerichte gibt es jeweils eine 
Staatsanwaltschaft. Den vier branden-
burgischen Staatsanwaltschaften ist 
die Generalstaatsanwaltschaft des Lan-
des Brandenburg übergeordnet. Berlin 
und Brandenburg besitzen gemeinsame 

Fachobergerichte in der Verwaltungs-, 
Sozial-, Arbeits- und Finanzgerichtsbar-
keit. Zu den Fachgerichtsbarkeiten im 
Land Brandenburg gehören zudem drei 
Verwaltungs-, vier Sozial- und sechs 
Arbeitsgerichte.

1.2 Herausforderungen
Für alle genannten Träger öffentli-

cher Aufgaben stellt zuallererst die wei-
tere demografische Entwicklung2 in 
Brandenburg eine große Herausforde-
rung dar. Die Bevölkerungsprognose 
macht dies deutlich sichtbar: 

Bereits bis 2030 wird die Einwoh-
nerzahl des Landes um etwa 10 % sin-
ken (Basis 2010 – vgl. Anlage 1).

Die Siedlungsdichte innerhalb des 
Landes wird sich in diesem Zeitraum 
noch ungleichmäßiger entwickeln, und 
der Altersdurchschnitt der Bevölkerung 
wird weiter ansteigen.

Diese Veränderungen werden 
unmittelbare Auswirkungen auf die 
Einnahmen der öffentlichen Aufga-
benträger haben, weil viele öffentliche 
Einnahmen von der Einwohnerzahl und 
ihrer Struktur abhängen. Hinzu kommt, 
dass die Brandenburg zustehenden 
Bundesmittel aufgrund des Auslaufens 
des Solidarpaktes 2019 sinken werden. 
Zu den finanziellen Rahmenbedingun-
gen Brandenburgs gehören zudem das 
ab 2020 geltende Verschuldungsverbot 
des Grundgesetzes sowie die - noch 
ausstehenden - Ergebnisse zur Neuord-
nung der Bund-Länder-Finanzbeziehun-

2 Vgl. Anlage 1 – Bevölkerungsstand, -prognose 
und -dichte nach Landkreisen Bevölkerungsvo-
rausschätzung 2011 bis 2030, herausgegeben 
vom Landesamt für Bauen und Verkehr, 2012
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gen. Ferner gehen die Einnahmen auf-
grund des Bevölkerungsrückgangs als 
auch durch sinkende Zuweisungen von 
der Europäischen Union zurück. Vor die-
sem Hintergrund besteht die finanzpoli-
tische Herausforderung darin, effiziente 
wie effektive Verwaltungsstrukturen zu 
schaffen, um auf diese Weise die finan-
zielle und wirtschaftliche Stabilität des 
Landes Brandenburg einschließlich sei-
ner Kommunen nachhaltig zu sichern. 

Andererseits schaffen die Fort-
schritte der modernen Informations-
technik laufend neue Möglichkeiten, 
öffentliche Dienstleistungen besser, bür-
gernäher und transparenter zu erbrin-
gen. Schließlich macht der demografi-
sche Wandel auch vor dem Personal 
der öffentlichen Aufgabenträger nicht 
halt. Für gute öffentliche Leistungen 
werden auch künftig gut ausgebilde-
te Fachkräfte benötigt. Alle öffentlichen 
Aufgabenträger in Brandenburg stehen 
somit vor vielfältigen Herausforderun-
gen, die zusammen eine umfassende 
Verwaltungsstrukturreform erforderlich 
machen. 

Ziele und Instrumente der Reform
Mit der Verwaltungsstrukturreform 

2019 sollen die öffentlichen Aufgaben-
träger in Brandenburg zukunftssicher 
umgestaltet werden. Angesichts der 
absehbaren Bevölkerungsentwicklung 
einerseits und der voraussichtlich zur 
Verfügung stehenden finanziellen Res-
sourcen andererseits sollen die öffent-
lichen Aufgabenträger im Land Bran-
denburg auf allen Ebenen so aufgestellt 
werden, dass sie für die Herausforde-
rungen der Zukunft gut gerüstet sind.

Gleichzeitig strebt die Landesregie-
rung an, die kommunale Selbstverwal-
tung zu stärken, wie es in der 5. Wahl-
periode des Landtags Brandenburg 
bereits die Enquete-Kommission 5/2 
„Kommunal- und Landesverwaltung – 
bürgernah, effektiv und zukunftsfest 
– Brandenburg 2020“ (EK 5/2) in ihrem 
Abschlussbericht vorgeschlagen hat.

2. Die Leistungsfähigkeit der 
öffentlichen Aufgabenträger sichern

Die Leistungsfähigkeit öffentlicher 
Aufgabenträger erwächst aus einem 
Bündel von Einzelaspekten. Sie darf 
nicht allein mit der finanziellen Hand-
lungsfähigkeit gleichgesetzt werden. 
Vielmehr kommt es darauf an, dass Auf-
gabenträger zu nachhaltigen Leistungen 
imstande sind:

Sie müssen gesellschaftliche Pro-
bleme und Anliegen erkennen und auf-
greifen können.

Sie müssen in der Lage sein, die-
se Probleme und Anliegen der öffent-
lichen Meinungsbildung zugänglich zu 
machen. 

Sie müssen in der Lage sein, 
Lösungsvorschläge zu entwickeln, 
gegeneinander abzuwägen und in die 
Tat umzusetzen. 

Sie brauchen die Kompetenz, die 
Wirksamkeit der umgesetzten Lösungen 
anschließend zu überprüfen. Sie müs-
sen imstande sein, dabei wirtschaftlich 
und effektiv zu handeln.

Öffentliche Verwaltungen müs-
sen attraktive Arbeitsplätze bieten, um 
auch in Zukunft ausreichend qualifizierte 
Fachkräfte anzuziehen.

Bei alledem ist von herausragender 
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Bedeutung, die demokratische und 
bürgerschaftliche Legitimation des 
Handelns der öffentlichen Aufgabenträ-
ger zu gewährleisten, da diese im Auf-
trag der Einwohnerinnen und Einwohner 
tätig werden.

Ziel der Reform soll es sein, die 
genannten Fähigkeiten der öffentlichen 
Aufgabenträger im Land nicht nur zu 
erhalten, sondern sie angesichts der 
bestehenden und künftigen Herausfor-
derungen noch zu stärken. Dabei gelten 
die folgenden Prinzipien: 

Es kommt darauf an, dass forma-
le Strukturen entstehen, die es ermögli-
chen, öffentliche Leistungen effizient zu 
erbringen.

Diese Strukturen sollen zukunfts-
fest, aber gleichzeitig ausreichend flexi-
bel für Veränderungen sein. 

Gleichzeitig muss sichergestellt 
sein, dass die öffentlichen Leistun-
gen bürgernah und bürgerfreundlich 
erbracht werden.

2.2 Demokratie und kommunale 
Selbstverwaltung stärken

Die kommunale Selbstverwaltung ist 
wegen der im Grundgesetz und in der 
Landesverfassung verankerten Selbst-
verwaltungsgarantie von überragender 
Bedeutung. Für die Landesregierung ist 
die kommunale Selbstverwaltung ein 
zentrales und unverzichtbares Ele-
ment des demokratischen Gemein-
wesens in Brandenburg.

Die Landesregierung ist davon 
überzeugt, dass Entscheidungen mit 
nur örtlichen Wirkungen am besten 
vor Ort unter Beteiligung der örtli-
chen Akteure getroffen werden kön-

nen. Die Landesregierung will deshalb 
im Rahmen der Verwaltungsstrukturre-
form 2019 die kommunale Selbstver-
waltung stärken. Konkret heißt das:

Handlungs- und Gestaltungs-
spielräume der kommunalen Aufga-
benträger sollen erweitert bzw. neu 
geschaffen werden.

Die demokratische Teilhabe und 
Mitwirkung der Bürgergesellschaft 
soll erleichtert und dauerhaft auf hohem 
Niveau gesichert werden. 

Die hauptamtlichen Verwaltungen 
auf der kommunalen Ebene sollen ihre 
Aufgaben noch wirksamer wahrneh-
men können.

Auf künftige Herausforderungen 
soll zielgerichtet und lösungsorientiert 
reagiert werden können.

2.3 Handlungsinstrumente
Um die Leistungsfähigkeit der 

öffentlichen Aufgabenträger zu sichern 
und die kommunale Selbstverwaltung 
zu stärken, stehen unterschiedliche Ins-
trumente zur Verfügung (u. a. Kreisge-
bietsreform, Einkreisung, Aufgaben-
übertragungen, E-Govern-ment). Bei 
der Auswahl und Ausgestaltung der 
jeweiligen Instrumente ist der Grund-
satz der Verhältnismäßigkeit zu wah-
ren. Die gewählten Instrumente müs-
sen geeignet, erforderlich und in einem 
angemessenen Verhältnis zu den ange-
strebten Zielen stehen. Hierbei kommt 
dem Gesetzgeber allerdings ein weiter 
Einschätzungs- und Gestaltungsspiel-
raum zu.

Es findet keine Gemeindege-
bietsreform statt (insbesondere keine 
Zwangsfusionen). Vielmehr sollen frei-
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willige Zusammenschlüsse und Ver-
änderungen auf der gemeindlichen 
Ebene neben der Einführung neuer 
Organisationsmodelle durch prak-
tische und finanzielle Unterstützung 
befördert werden.

Die Ziele der Verwaltungsstrukturre-
form 2019 können aus Sicht der Landes-
regierung nicht allein dadurch erreicht 
werden, dass es auf der Ebene der 
Kreise zu flächendeckender interkom-
munalen Zusammenarbeit kommt. 
Modelle einer freiwilligen Zusammenar-
beit sind tendenziell mit unübersicht-
licheren Verwaltungsstrukturen, 
erhöhtem Koordinierungsaufwand 
und größerer Instabilität verbunden. 
Die interkommunale Zusammenarbeit 
wird aber auch künftig ein Instrument 
sein, um einzelne Aufgaben wirtschaft-
lich und effektiv erledigen zu können.

3. Leitbildentwurf
Die Landesregierung schlägt vor, 

der Verwaltungsstrukturreform 2019 die 
in diesem Leitbild genannten Aussagen 
zugrunde zu legen. 

Bei der räumlichen Neugliederung 
der kommunalen Gebietskörperschaf-
ten fordern die Verfassungsgerichte, 
dass diese nicht willkürlich, sondern 
systemgerecht erfolgen muss. Dies ist 
nur möglich, wenn den späteren Ent-
scheidungen abstrakt formulierte Kriteri-
en und Maßstäbe zugrunde liegen. Dem 
widerspricht es nicht, dass bestimmte 
jetzt vorgeschlagene Aussagen einen 
unmittelbaren Rückschluss auf beste-
hende Gebietskörperschaften zulassen. 
Es ist immer zu bedenken, dass die spä-
ter vorzunehmende Gebietsneugliede-

rung eine Abwägung aller Kriterien 
und Maßstäbe erforderlich macht.

Eine Besonderheit bilden nach-
folgend die konkreten Vorschläge für 
Aufgabenübertragungen (Funktio-
nalreform), denn diese betreffen nicht 
unmittelbar die räumliche Neugliede-
rung der Gebietskörperschaften, son-
dern sollen infolge der Neugliederung 
möglich werden.

Der Leitbildentwurf beruht zu einem 
erheblichen Teil auf den Empfehlun-
gen der Enquete-Kommission 5/2 
des Landtages. Deren Abschlussbe-
richt wurde im Oktober 2013 nicht nur 
mit den Stimmen der damaligen Regie-
rungsfraktionen und der von diesen 
Fraktionen benannten Sachverständigen 
beschlossen, sondern auch mit Stim-
men anderer Fraktionen. Die Landes-
regierung hat bei der Formulierung des 
Leitbildentwurfs auch die Sondervoten 
berücksichtigt, die zum Abschlussbe-
richt abgegeben wurden. 

Im Zeitraum von Mitte 2015 bis 
Mitte 2016 wird ein breiter öffentli-
cher Dialog über den vorgeschlagenen 
Leitbildentwurf der Landesregierung 
stattfinden. Dieser kann zu Änderungen 
einzelner Aussagen führen. Der Leitbild-
entwurf ist nicht die Vorwegnahme 
der Entscheidung über die Reformin-
halte, sondern soll die Diskussion und 
Meinungsbildung befördern.

4. Funktionalreform
4.1 Aufgabenübertragungen 
Folgende Aussagen sollen für Auf-

gabenübertragungen zwischen dem 
Land und der kommunalen Ebene sowie 
interkommunal zwischen den Landkrei-
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sen und der gemeindlichen Ebene gel-
ten.

Eine große Bürger- und Problem-
nähe haben Entscheidungen, die in den 
Gemeinden, Städten und Landkreisen 
getroffen werden. Daher sollen Voll-
zugsaufgaben auf die kommunale 
Ebene übertragen werden, wenn dies 
rechtlich möglich, fachlich vertretbar 
und hinsichtlich der Verteilung der poli-
tischen Verantwortung angemessen ist 
und mittelfristig zu einer wirtschaftliche-
ren Aufgabenwahrnehmung führt.

Für die Aufgabenverteilung soll das 
Prinzip gelten: „Die Gemeinden vor 
den Landkreisen – die Kreisebene vor 
der Landesebene“.

Übertragene Aufgaben sollen zu 
Selbstverwaltungsaufgaben werden, 
wenn dies rechtlich möglich und ein 
fachliches Weisungsrecht des Landes 
nicht erforderlich ist. Ist eine Kommu-
nalisierung rechtlich ausgeschlossen, 
sollen die Aufgaben den Landrätinnen 
und Landräten sowie den Oberbürger-
meisterinnen und Oberbürgermeistern 
als allgemeine untere Landesbehörde 
übertragen werden (Organleihe). Über-
tragungen als Auftragsangelegenhei-
ten sollen auch künftig nur ausnahms-
weise erfolgen.

Front- und Backoffice-Lösun-
gen sollen realisiert werden, sofern eine 
effektive und effiziente Verwaltung sinn-
voll und wirtschaftlich umsetzbar ist. 

Die Landesregierung bekennt sich 
zur Finanzierungsverantwortung und 
-pflicht (Konnexität) für neu über-
tragene Aufgaben. Angesichts der 
beschränkten Finanzmittel ist es für das 
Land nur möglich, Aufgaben in dem 

Umfang zu übertragen, wie dies in Sum-
me unter Berücksichtigung von Gebüh-
reneinnahmen nicht zu höheren Ausga-
ben des Landes für diese Aufgaben als 
im Jahr 2014 führt. Soweit die Landesre-
gierung bereits Ausgabenreduzierungen 
und Stelleneinsparungen für die betrof-
fenen Bereiche beschlossen hat, ist dies 
bei der Berechnung des Gesamtauf-
wandes mit zu berücksichtigen, d. h. in 
Abzug zu bringen.

Personal folgt den Aufgaben. 
Immobilien und Sachvermögen sollen 
unter Anrechnung auf den Mehrbelas-
tungsausgleich übertragen werden.

Die Aufgabenübertragungen sol-
len grundsätzlich zum 1. Januar 2020 
erfolgen, d. h. zu einem Zeitpunkt, zu 
dem die neuen kommunalen Verwal-
tungsstrukturen bereits entstanden sind. 
Über alle notwendigen Änderungen von 
Gesetzen soll vor oder unmittelbar mit 
der Entscheidung des Gesetzgebers 
über die neuen Verwaltungsstrukturen 
entschieden werden.

Die Funktionalreform soll die Haus-
haltskonsolidierung von Land und Kom-
munen nicht gefährden. Sie soll durch 
Schaffung personeller und finanziel-
ler Synergie- und Abschmelzeffekte 
sowie durch die Gewinnung von Ver-
bundvorteilen und den Abbau von Dop-
pelzuständigkeiten zur Optimierung 
effizienter, effektiver und bürgernaher 
Strukturen beitragen.

4.2 Konkrete Aufgabenübertra-
gungen

Die Landesregierung schlägt vor, 
dass im Zuge der Verwaltungsstruktur-
reform die in Anlage 2 gelisteten Auf-
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gaben von der Landesverwaltung auf 
die kommunale Ebene (Funktionalre-
form I) und von der Kreisebene auf die 
gemeindlichen Verwaltungen (Funkti-
onalreform II) übertragen werden sol-
len. Die Liste ist nicht abschließend 
und kann erweitert werden. Bezüg-
lich einzelner Aufgabenbereiche ist die 
Übertragung zu präzisieren, was im 
und während des anstehenden breiten 
öffentlichen Dialogs erfolgen soll. Dabei 
ist mit den Kommunen und ihren Spit-
zenverbänden zu erörtern, wie diese 
Aufgaben künftig auf kommunaler Ebe-
ne bürgernäher und effizienter erledigt 
werden könnten, auch angesichts des 
strikten Konnexitätsprinzips.

Die Übertragung zusätzlicher Aufga-
ben auf die gemeindliche Ebene soll in 
der Regel nur dann erfolgen, wenn alle 
gemeindlichen Verwaltungen für min-
destens 10.000 Einwohnerinnen und 
Einwohner entsprechend der Bevöl-
kerungsprognose 2030 zuständig sind. 
Nur dann kann von leistungsfähigen 
gemeindlichen Verwaltungen ausgegan-
gen werden.

5. Kreisebene und Einkreisung
Die Kreisgebietsreform aus 

dem Jahr 1993 sah grundsätzlich eine 
Regelmindesteinwohnerzahl in Höhe 
von 150.000 vor. Für dünn besiedelte 
Räume wurde ausnahmsweise auf eine 
Einwohnerzahl von 120.000 abgestellt.

Nach der prognostizierten demo-
grafischen Entwicklung werden 2030 
acht der 14 Landkreise die Einwoh-
nerzahl von 150.000 unterschreiten, 
davon werden fünf Landkreise nicht 
einmal mehr die Einwohnerzahl von 

100.000 erreichen.3 Der Rückgang findet 
ausgeprägt in den Berlin fernen Land-
kreisen statt, die also keine unmittelba-
re räumliche Verbindung zum Berliner 
Umland haben.

Bis auf Potsdam haben bereits heu-
te die drei weiteren kreisfreien Städte 
Cottbus/Chóśebuz, Brandenburg an 
der Havel und Frankfurt (Oder) weni-
ger als 100.000 Einwohnerinnen und 
Einwohnern. Laut Bevölkerungsprog-
nose nähert sich andererseits die gro-
ße kreisangehörige Stadt Falkensee im 
Jahr 2030 der Prognose für Frankfurt 
(Oder) mit 54.029 Einwohnerinnen und 
Einwohnern an. 

Bei den kreisfreien Städten wird 
lediglich für die Stadt Potsdam ein 
Bevölkerungszuwachs von etwa 15 % 
im Zeitraum von Mitte 2014 bis zum Jahr 
2030 erwartet. Die übrigen drei kreisfrei-
en Städte werden in denselben Betrach-
tungszeiträumen um bis zu einem Zehn-
tel schrumpfen.

5.1 Kreisgebietsreform
Angesichts der prognostizier-

ten demografischen Entwicklung, ihrer 
finanziellen Folgen und der weiteren 
Reformanlässe schlägt die Landesregie-
rung Folgendes zur räumlichen Neuglie-
derung der Landkreise vor:

Die Gewährleistung der bürger-
schaftlich-demokratischen Teilhabe 
und Mitwirkung setzt voraus, dass die 
neu zu bildenden Landkreise eine Flä-
chengröße aufweisen, die es ermöglicht, 

3  Vgl. Anlage 1 – Bevölkerungsstand, -prognose 
und -dichte nach Landkreisen, Bevölkerungsvo-
rausschätzung 2011 bis 2030, herausgegeben 
vom Landesamt für Bauen und Verkehr, 2012
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unter vertretbaren Bedingungen ehren-
amtliche Tätigkeiten als Mitglied des 
Kreistags und seiner Ausschüsse wahr-
zunehmen. Größe und Struktur müssen 
es auch erlauben, dass sich die Einwoh-
nerinnen und Einwohner mit den Belan-
gen des Landkreises auseinander set-
zen können.

Der größte Landkreis in Deutsch-
land ist der Landkreis Mecklenburgische 
Seenplatte mit einer Fläche von 5.468 
km2. Diese Größe hat das Landesver-
fassungsgericht Mecklenburg-Vorpom-
mern im Ergebnis für zulässig erachtet, 
weil zu diesem Landkreis die Müritz und 
andere größere Seen gehören. Auch 
wenn es in Brandenburg ebenfalls grö-
ßere Flächen gibt, die faktisch unbe-
wohnt sind (z. B. ehemalige Truppen-
übungsplätze, große Waldgebiete), sollte 
diese Obergrenze aus Sicht der Landes-
regierung nicht ausgeschöpft werden. 
Vor allem im Interesse des bürgerschaft-
lichen Engagements der im Landkreis 
ehrenamtlich Tätigen wird angestrebt, 
eine Obergrenze von ca. 5.000 km2 
nicht zu überschreiten. 

Die Leistungsfähigkeit einer kreisli-
chen Verwaltung hängt maßgeblich von 
der Zahl der Einwohnerinnen und Ein-
wohner ab: Je größer die Einwohnerzahl, 
desto höher die Fallzahlen. Je größer die 
Einwohnerzahl, desto höher die Finanz-
kraft. Je homogener die Struktur, desto 
weniger Ausgleichsregeln.

Bei den letzten Kreisgebietsreformen 
in Deutschland wurde von folgenden 
Regeleinwohnerzahlen ausgegangen:

Sachsen (Reformumsetzung 2008): 
200.000 Einwohnerinnen und Einwohner

Bevölkerungsvorausschau im Leitbild 14 
Jahre (Prognose 2020)
Mecklenburg-Vorpommern (Refor-
mumsetzung 2011):
175.000 Einwohnerinnen und Einwohner
Bevölkerungsvorausschau im Leitbild 13 
Jahre (Prognose 2020)
Sachsen-Anhalt (Reformumsetzung 
2007):
150.000 Einwohnerinnen und Einwohner 
Bevölkerungsvorausschau im Leitbild 10 
Jahre (Prognose 2015). 

Die Besonderheit von Branden-
burg besteht darin, dass in der Mitte 
des Landes die Metropole Berlin liegt. 
Eine ausgewogene Kreisstruktur um 
diese Metropole herum ist anzustreben. 

Eine nachhaltige Reform setzt vor-
aus, dass dabei auf die prognostizierte 
Bevölkerungszahl für das Jahr 2030 
abgestellt wird, um nicht schon in weni-
gen Jahren erneut handeln zu müssen. 

Für eine angemessen hohe Regel-
mindesteinwohnerzahl spricht darü-
ber hinaus, dass dies die Möglichkeit 
schafft, viele Landesaufgaben auf die 
kreisliche Ebene zu übertragen.

Bezogen auf das Jahr 2030 sollen 
die Landkreise in Brandenburg deshalb 
eine Regelmindesteinwohnerzahl von 
175.000 haben. Kann im Einzelfall diese 
Regelmindesteinwohnerzahl wegen der 
Begrenzung der Flächenausdehnung 
nicht erreicht werden, soll eine Zahl von 
150.000 Einwohnerinnen und Einwoh-
nern nicht unterschritten werden. 

Bei der räumlichen Neugliederung 
der Landkreise soll darauf hingewirkt 
werden, dass innerhalb der Landkrei-
se ein Ausgleich zwischen den sied-
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lungsstrukturell und sozioökonomisch 
unterschiedlichen Teilräumen – Berli-
ner Umland und weiterer Metropolen-
raum – erfolgen kann. Deshalb soll die 
Neugliederung möglichst so erfolgen, 
dass die neuen Landkreise mit der Bun-
deshauptstadt Berlin eine gemeinsame 
Grenze bilden und strahlenförmig zur 
Landesgrenze hin verlaufen (Sektoral-
kreisprinzip).

Bei der Neugliederung der Land-
kreise sollen historische und kultu-
relle Bindungen und Beziehungen, 
auch entstanden durch die Naturräume, 
berücksichtigt werden. Eine Neugliede-
rung unter Berücksichtigung dieser Kul-
turlandschaften erleichtert die Bildung 
neuer kreislicher Identitäten. Auch der 
Zuschnitt der Altkreise vor der Kreisge-
bietsreform 1993 ist hierbei von Bedeu-
tung.

Bei der Neugliederung der Land-
kreise und bei der Einkreisung von kreis-
freien Städten sollen raumordnerische 
Überlegungen beachtet werden. Hierzu 
zählen u. a.
• die europäischen Entwicklungskorri-

dore,
• die Verkehrswege (Straße und Schie-

ne),
• die Bevölkerungsschwerpunkte,
• der Erhalt der Mittelbereiche, 
• die Verflechtungsbeziehungen, insbe-

sondere Pendlerbewegungen,
• die Steuereinnahmekraft und
• die Beschäftigungsdichte.

Es soll von den jetzigen Gebiets-
grenzen ausgegangen werden, soweit 
dies unter Berücksichtigung der ande-
ren zu beachtenden Kriterien möglich 
ist.

Die Festlegung des Hauptverwal-
tungssitzes (Kreissitz) soll den Bürge-
rinnen und Bürgern zur Entscheidung 
vorgelegt werden. Mit der Festlegung 
des Hauptverwaltungssitzes erfolgt kei-
ne Vorwegnahme der Entscheidung dar-
über, ob und in welchem Umfang die 
bisherigen Verwaltungsstandorte der 
aufzulösenden Landkreise fortgeführt 
werden. Diese Entscheidung bleibt den 
neuen Kreistagen vorbehalten.

5.2 Einkreisung
Für die Entscheidung, ob und wel-

che Städte auch künftig in Brandenburg 
kreisfrei bleiben sollen, schlägt die Lan-
desregierung folgendes vor:

Grundsätzlich soll es auch künf-
tig möglich sein, dass Städte kreis-
frei bleiben. Sie müssen in der Lage 
sein, dauerhaft die kreislichen Aufga-
ben wirtschaftlich zu erledigen, ohne 
dass die Wahrnehmung ihrer gemeind-
lichen Selbstverwaltungsaufgaben lei-
det. Daher soll für die Entscheidung, ob 
eine Stadt kreisfrei bleibt, die Regel-
mindesteinwohnerzahl der Landkrei-
se gelten.

Die eingekreisten Städte sollen die 
neu gebildeten Landkreise nicht domi-
nieren. 

Die bislang kreisfreien, künftig kreis-
angehörigen Städte sollen als Oberzen-
tren gestärkt werden. Sie sollen auch 
künftig kreisliche Aufgaben in eigener 
Zuständigkeit wahrnehmen können, 
wenn diese Leistungen regelmäßig bür-
gernah zu erbringen und prägend für 
das urbane Leben sind.

In den Oberzentren nimmt der 
Bereich Kultur einen hohen Stellen-
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wert ein. Die vielfältige Kulturlandschaft 
in Brandenburg und insbesondere die in 
den Oberzentren ansässigen landesweit 
bedeutsamen Kultureinrichtungen kön-
nen im Zuge der Verwaltungsstrukturre-
form 2019 strukturell und organisato-
risch besser abgesichert werden. Ihre 
Finanzierung könnte innerhalb des neu 
zu gestaltenden Finanzausgleichssys-
tems im Sinne einer solidarischen Kul-
turfinanzierung auf eine breitere Basis 
gestellt werden.

6. Weiterentwicklung der 
gemeindlichen Ebene

Verbunden mit dem Bevölkerungs-
rückgang wird die Anzahl der amtsfreien 
Gemeinden und Ämter mit weniger als 
5.000 Einwohnerinnen und Einwohnern 
ansteigen. Sie wird sich von 41 in 2010 
auf voraussichtlich 63 in 2030 erhöhen. 
Von den insgesamt 200 hauptamtlichen 
Verwaltungen auf der gemeindlichen 
Ebene werden bis 2030 insgesamt 135 
eine Einwohnerzahl von unter 10.000 
aufweisen.

Anknüpfungspunkt für freiwillige 
Veränderungen auf der gemeindlichen 
Ebene sollen die hauptamtlichen Ver-
waltungen sein. Es soll auf die Anzahl 
der Einwohnerinnen und Einwohner 
ankommen, für die die hauptamtlichen 
Verwaltungen zuständig sind. Mehre-
re Gemeinden können auch künftig über 
eine gemeinsame Verwaltung verfügen.

6.1 Einheitsgemeinden, Amtsge-
meinden und Mitverwaltung

Für die Weiterentwicklung der 
gemeindlichen Ebene schlägt die Lan-
desregierung folgende Aussagen vor, 

die in geeigneter Weise in die Kommu-
nalverfassung einfließen sollen:

Eine umfassende Gemeindegebiets-
reform findet in der laufenden Legisla-
turperiode nicht statt. Neustrukturie-
rungen auf gemeindlicher Ebene sollen 
freiwillig erfolgen.

Auf der gemeindlichen Ebene sollen 
hauptamtliche Verwaltungen künftig 
in der Regel für mindestens 10.000 Ein-
wohnerinnen und Einwohner bezogen 
auf das Jahr 2030 zuständig sein.

Die bürgerschaftlich-demokrati-
sche Teilhabe und Mitwirkung auf der 
gemeindlichen Ebene müssen gewähr-
leistet bleiben. Dies darf nicht durch zu 
große Flächenausdehnungen gefährdet 
werden.

Die Gemeinden sollen sich, um die 
Regelmindesteinwohnerzahl von 10.000 
zu realisieren, vorrangig als Einheitsge-
meinde zusammenschließen. Zur Erhal-
tung der Identität bisher selbstständi-
ger Gemeinden und zur Förderung des 
ehrenamtlichen Engagements sollen 
auch künftig Ortsteile gebildet werden 
können.

Alle Ämter sollen zu Amtsgemein-
den weiterentwickelt werden. Die Amts-
gemeinde soll den Verbandsgemeinden 
in Sachsen-Anhalt und Rheinland-Pfalz 
nachgebildet werden. Die Amtsgemein-
de nimmt auch gesetzlich zugewiesene 
Selbstverwaltungsaufgaben wahr. Die 
Organisationsform „Amtsgemeinde“ soll 
gewählt werden, wenn keine Einheitsge-
meinde gebildet wird. Neue Ämter sol-
len nicht gebildet werden.

Als ein weiteres Organisationsmo-
dell kann künftig die Mitverwaltung 
gewählt werden.
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6.2 Ortsteilverfassung
Mit Stand vom 1. April 2015 gibt es 

in den Gemeinden des Landes Bran-
denburg 1.773 Ortsteile4. Die Ortsteil-
verfassung verfolgt das Ziel, den Bürge-
rinnen und Bürgern in größeren Städten 
und Gemeinden die Identifikation mit 
ihrer Stadt oder Gemeinde dadurch zu 
erleichtern, dass ihnen auf ihren Orts-
teil bezogene Mitwirkungsrechte einge-
räumt werden.

Die Entscheidungsrechte der 
Ortsbeiräte sollen in dem Maße erwei-
tert werden, wie dies nicht den positi-
ven Wirkungen von Einheitsgemeinden 
grundsätzlich zuwiderläuft. Ortsbeiräte 
sollen insbesondere über Investitionen 
in geringem Umfang eigenverantwortlich 
entscheiden können (Ortsteilbudgets). 

Ortsvorsteherinnen und Orts-
vorsteher sollen künftig abgesehen 
vom Stimmrecht alle Rechte der 
Mitglieder der Gemeindevertretung 
haben. 

Hauptamtliche Beschäftigte der 
Gemeinde- oder Amtsgemeindever-
waltung, die zur Ortsvorsteherinnen 
und zum Ortsvorsteher gewählt wer-
den, sollen in angemessenem Umfang 
unter Anrechnung auf ihre Arbeitszeit 
diese Tätigkeit wahrnehmen können. 
In Ortsteilen mit mehr als 3.000 Ein-
wohnerinnen und Einwohnern sollen 
künftig auch hauptamtliche Ortsvor-
steher („Ortsbürgermeister“) wirken 
können.

Leistungen der gemeindlichen Ver-
waltungen sollen nicht nur am Sitz der 

4 Gemeinde- und Ortsteilverzeichnis Branden-
burg, Hrsg.: Landesvermessung und Geobasis-
information Brandenburg

Gemeindeverwaltung angeboten wer-
den, sondern auch in Servicestellen in 
den Ortsteilen oder über mobile Ange-
bote.

Über die Bildung und Wahl der 
Ortsbeiräte und die Wahl der haupt-
amtlichen oder ehrenamtlichen Orts-
vorsteherinnen oder Ortsvorsteher 
entscheiden die Gemeinden im Gebiets-
änderungsvertrag oder in ihrer Haupt-
satzung.

7. Fortsetzung der Reform der 
Landesverwaltung und der Justiz

Seit dem Jahr 2000 sind die Orga-
nisationsstrukturen der Verwaltung und 
der Justiz des Landes kontinuierlich 
gestrafft worden. Gleichzeitig sind die 
Geschäftsprozesse und die Binnensteu-
erung durch Übernahme geeigneter Ins-
trumente aus der Wirtschaft effizien-
ter ausgestaltet worden. Es konnten im 
Zeitraum von 2000 bis Mitte 2015 rund 
19.000 Stellen sozialverträglich abge-
baut werden, ohne dass es einer ein-
zigen betriebsbedingten Kündigung 
bedurfte.

7.1 Allgemeine Organisations-
prinzipien 

Die Landesverwaltung soll zwei-
stufig bleiben. Aufgabenkritik bleibt 
eine Daueraufgabe. Es soll der Gewähr-
leistungsgrundsatz gelten, d. h. die 
öffentlichen Aufgabenträger müssen 
nicht alle Aufgaben selbst erledigen.

Die gemeindlichen Verwaltungen 
sollen, soweit es rechtlich zulässig und 
wirtschaftlich ist, auch für Leistungen 
der Landesverwaltung die erste Anlauf-
stelle sein.
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Dem Prinzip der Einräumigkeit 
soll Rechnung getragen werden, d. h. 
die regionalen Zuständigkeitsbereiche 
der öffentlichen Aufgabenträger sol-
len grundsätzlich in Übereinstimmung 
gebracht werden. Die Landesverwaltung 
und Justiz sollen in der Fläche des 
Landes präsent bleiben.

7.2 Aufgabenbündelungen
Forschung und wissenschaftliche 

Grundlagenarbeit, einschließlich aller 
damit zusammenhängenden Tätigkeiten 
sollen insbesondere an den Hochschu-
len des Landes oder an eigenständigen 
wissenschaftlichen Instituten betrie-
ben werden, die auch hierdurch weiter 
gestärkt werden sollen. 

Außerdem soll der Grundgedanke 
von Shared-Service-Centern weiter-
verfolgt werden. Interne Dienstleistun-
gen sollen bei den zentralen Service-
einheiten noch stärker interoperabel 
gebündelt werden. Alle Servicedienst-
leister können auch den Kommunen 
und anderen öffentlichen Aufga-
benträgern Leistungen zu kosten-
deckenden Konditionen anbieten, 
sofern die Leistungserbringung für die 
Landesverwaltung davon nicht berührt 
ist.

8. Personal
Von der anstehenden Verwaltungs-

strukturreform werden die Beschäf-
tigten in vielfältiger individueller Form 
betroffen sein, sei es, dass sie im Zuge 
der Aufgabenverlagerungen einen neu-
en Dienstherrn oder Arbeitgeber 
erhalten oder von der Zusammenle-
gung von Kommunalverwaltungen 

betroffen sind. Auch kann es die Not-
wendigkeit geben, andere Tätigkei-
ten als bisher auszuüben, was mit 
Aus- und Fortbildungsaufwand ver-
bunden sein kann. Gleichzeitig macht 
der demografische Wandel auch vor 
den öffentlichen Aufgabenträgern nicht 
halt.

8.1 Einbeziehung von Gewerk-
schaften und Spitzenorganisationen

Die Landesregierung wird die 
Gewerkschaften und Spitzenorganisa-
tionen der Beamtinnen und Beamten 
über die konzeptionelle Ausgestaltung 
der Verwaltungsstrukturreform 2019 
regelmäßig und frühzeitig informieren. 
Es soll ein transparenter Prozess statt-
finden. 

Die Landesregierung hat den 
Gewerkschaften bereits zugesagt, noch 
vor Jahresende 2015 mit ihnen über 
einen Tarifvertrag Funktionalreform zu 
sprechen. 

8.2 Personalwirtschaftliche 
Grundsätze

Darüber hinaus schlägt die Landes-
regierung folgendes vor:

Die Verwaltungsstrukturreform 2019 
wird sozialverträglich für die Beschäf-
tigten ausgestaltet. 

Der im Rahmen einer Funktionalre-
form erforderliche Personalübergang 
wird gesetzlich geregelt. 

Vor dem Hintergrund des demo-
grafischen Wandels ist eine umfassen-
de Ausbildungsoffensive erforderlich, 
um eine effektive Aufgabenerledigung 
in hoher Qualität nachhaltig zu gewähr-
leisten.
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9. Ausbau des E-Government
Verlässliche Informationstechnik 

und hochwertige elektronische Verfah-
ren sind heute über alle Wirtschaftsbe-
reiche hinweg Schlüsselkomponenten 
für Wettbewerbsfähigkeit und ökono-
misch erfolgreiches Handeln. 

Für ein gemeinsames Grundver-
ständnis zur Rolle und den Möglichkei-
ten des E-Government im Rahmen der 
Verwaltungsstrukturreform 2019 sollen 
folgende Aussagen gelten:

IT-Infrastrukturen sollten nach ein-
heitlichen Standards errichtet und fort-
entwickelt werden.

Für den Ausbau des E-Government 
soll die Entwicklung leistungsfähiger 
operativer Aufgabenträger (Rechen-
zentren, Servicestellen) von besonderer 
Bedeutung sein. 

Zur Sicherstellung flächendecken-
der öffentlicher Leistungen mit Mitteln 
der Informations- und Kommunikations-
technik sollen im Rahmen der finanzi-
ellen Möglichkeiten Ergänzungen der 
heutigen Online-Serviceangebote 
der öffentlichen Aufgabenträger hin zu 
transaktionsorientierten elektroni-
schen Verfahren und mobilen Bürger-
diensten erfolgen.

10. Finanzen
Die haushaltswirtschaftliche Aus-

gangslage der Gemeinden, kreisfrei-
en Städte und Landkreise des Landes 
Brandenburg ist sehr unterschiedlich, 
was u. a. an der Höhe der Kassenkredite 
zu erkennen ist (vgl. Anlage 3 und 4). 

Die Landesregierung schlägt vor, 
zur weiteren Verbesserung der Rah-
menbedingungen für zukunftsfähi-

ge Kommunalfinanzen eine im weite-
ren Reformprozess zu bestimmende 
Höhe an Finanzmitteln zur Verfü-
gung zu stellen. Dabei ist Folgendes zu 
beachten:

Im Rahmen der insgesamt bereit-
gestellten Finanzmittel soll eine Tei-
lentschuldung der kommunalen 
Gebietskörperschaften im Bereich 
der Kassenkredite stattfinden. Bei der 
Verteilung der hierfür zur Verfügung ste-
henden Finanzmittel sollen als Kriteri-
en die bisherige Pro-Kopf-Verschuldung 
zum Stichtag 31. Dezember 2014, die 
aus einem Bevölkerungsrückgang ent-
standenen Einnahmeverluste und die 
Finanzkraft der beteiligten Kommunen 
berücksichtigt werden. Das Berech-
nungsmodell soll transparent gemacht 
werden. Ziel soll sein, die finanziellen 
Handlungsmöglichkeiten der Kommu-
nen zu erweitern. Auf der gemeindlichen 
Ebene soll die Teilentschuldung nur 
stattfinden, wenn die jeweilige haupt-
amtliche Verwaltung für mindestens 
10.000 Einwohnerinnen und Einwohner 
zuständig ist. Die für die Teilentschul-
dung benötigten finanziellen Mittel sol-
len solidarisch aus Landesmitteln und 
der Verbundmasse bereitgestellt wer-
den.

Zusätzliche finanzielle Belastun-
gen, die mit dem Übergang von Aufga-
ben der kreisfreien Städte auf die neu-
en Landkreise verbunden sind und nicht 
durch die künftig von diesen Städten zu 
zahlende Kreisumlage abgedeckt wer-
den können, sollen mittels eines Stan-
dardanpassungszuschusses über 
einen angemessenen Zeitraum kompen-
siert werden. Diesen Zuschuss sollen 
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auch die neu gegliederten Landkreise 
erhalten, wenn Standardanpassungen 
notwendig sind. Denn in Folge von Ein-
kreisungen und der Bildung neuer Land-
kreise sollen die Kreisumlagen nicht 
erhöht werden müssen. 

Aus den bereitgestellten Finanz-
mitteln sollen auch alle reformbeding-
ten Einmal-Kosten abgedeckt werden. 
Dies gilt insbesondere für die Kosten im 
Zusammenhang mit der Zusammenle-
gung von Verwaltungen (z. B. Bildung 

neuer Kreisverwaltungen oder neuer 
gemeindlicher Verwaltungen) und die 
Kosten für den Personalübergang im 
Rahmen von Aufgabenübertragungen. 

Wie dargelegt, sollen durch die 
Funktionalreform keine Mehrbelas-
tungen für den Landeshaushalt entste-
hen. Eine wirtschaftlichere Aufgabener-
ledigung soll erreicht werden, so dass 
keine Reformkosten zusätzlich einzupla-
nen sind.
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Anlage 2
zum Entwurf des Leitbildes für die 
Verwaltungsstrukturreform 2019 
der Landesregierung Brandenburg, 
Kapitel 4.2

I. Funktionalreform I
Die Landesregierung schlägt vor, 

folgende Aufgaben der Landesverwal-
tung auf die kommunale Ebene (Funk-
tionalreform I) im Zuge der Verwal-
tungsstrukturreform mit Wirkung zum 1. 
Januar 2020 zu übertragen. Eine Über-
tragung kann auch im Wege der Organ-
leihe (§ 8 Abs. 1 LOG) erfolgen.

Übertragen werden sollen
1. Aufgaben aus den Bereichen 

Ordnungsverwaltung und Perso-
nenstandswesen, insbesondere die 
Genehmigungspflicht für das Sammeln 
von Orden und Ehrenzeichen sowie die 
Ausstellung von Ersatzurkunden oder 
Besitzzeugnissen; die Verfahren zur 
Beantragung der Eheaufhebung; die 
Beglaubigung von in Brandenburg aus-
gestellten öffentlichen Urkunden zur 
Verwendung im Ausland, 

2. die Bestellung aller Mitglieder 
der Gutachterausschüsse für Grund-
stückswerte,

3. der schulpsychologische 
Dienst, wobei sichergestellt werden 
soll, dass die Schulen einen schnellen 
Zugriff auf die Schulpsychologen behal-
ten,

4. die Aufsicht über Einrichtungen 
der Kinder- und Jugendhilfe, wobei 
gutachterlich ermittelt werden soll, ob 
und wie eine klagesichere Übertragung 
der Aufgabe ausgestaltet werden kann, 

5. die Führung der Denkmalliste; 
die Zuständigkeit für die Erteilung von 
denkmalschutzrechtlichen Erlaubnis-
sen soll in der Weise gestärkt werden, 
dass künftig durch Rechtsverordnung 
festgelegt wird, in welchen Fällen eine 
Beteiligung des Denkmalfachamtes des 
Landes erfolgen muss,

6. die Aufgaben des Landesamtes 
für Soziales und Versorgung (LASV), 
wobei eine zentrale Aufgabenwahrneh-
mung – z. B. durch den Erhalt der bis-
herigen Behördenstruktur – und eine 
effektive Aufsicht gewährleistet werden 
sollen, 

7. das Einladungs- und Rückmel-
dewesen für Früherkennungsunter-
suchungen von Kindern und Jugend-
lichen, 

8. die Überwachung der Apotheken, 
Arzneimittel und Medizinprodukte,

9. Vollzugsaufgaben des Natur-
schutzes; dies betrifft insbesondere die 
Schutzgebietsausweisungen, Pflege und 
Entwicklungsmaßnahmen in FFH-Gebie-
ten außerhalb der Großschutzgebie-
te sowie Naturschutz in Planungs- und 
Genehmigungsverfahren. Grundsatzan-
gelegenheiten des Naturschutzes sollen 
beim Land verbleiben,

10. die Genehmigung und Über-
wachung von Anlagen gemäß der 4. 
Bundes-Immissionsschutzverord-
nung – ohne industrielle Anlagen; 
kommunalisiert werden sollen Verfahren 
u. a. für Windkraft- und Tierhaltungsan-
lagen sowie Aufgaben aus den Berei-
chen Abfall, Altlasten, gebietsbezogener 
Immissionsschutz und Luftreinhaltepla-
nungen; das landesweite Luftmessnetz 
soll beim Land verbleiben,
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11. Vollzugsaufgaben, insbesondere 
Genehmigungs- und Überwachungs-
verfahren im Bereich Wasserwirt-
schaft und Wasserversorgung sowie 
Abwasserangelegenheiten,

12. die hoheitlichen und gemein-
wohlorientierten Aufgaben des Lan-
desbetriebes Forst (LFB); Teilaufga-
ben wie das Sperren von Wald sowie 
die Verfolgung von Ordnungswidrigkei-
ten werden direkt auf die gemeindlichen 
Verwaltungen übertragen; alle erwerbs-
wirtschaftlichen Aktivitäten (Bewirt-
schaftung des Landeswaldes und Leis-
tungen gegenüber Dritten) sollen auf der 
Landesebene verbleiben,

13. die Flurneuordnung; der Fort-
bestand des Verbandes für Landent-
wicklung und Flurneuordnung Branden-
burg soll infolge überprüft werden,

14. Vollzugsaufgaben des Ver-
braucherschutzes: die flächendecken-
de Überwachung des Absatzmarktes für 
Tierfelle und die Verfolgung und Ahn-
dung von Ordnungswidrigkeiten nach 
dem Hufbeschlaggesetz,

15. der Grenzveterinärdienst,
16. die Straßenverkehrsrechts-

angelegenheiten: Fahrerlaubnis- und 
Fahrlehrerangelegenheiten, Ausnah-
megenehmigungen nach § 70 StVZO, 
Sachverständigenwesen Kfz, Berufs-
kraftfahrerqualifikation, Überwachung 
Untersuchungsstellen und zulassungs-
rechtliche Schutzmaßnahmen, 

17. die Genehmigung öffentlicher 
Bauvorhaben des Bundes und der 
Länder,

18. die Bestellung und Vereidi-
gung von besonders sachkundigen 
Versteigerern,

19. die Bestellung der Meisterprü-
fungsausschüsse,

20. die Annahme der Erklärung über 
den Austritt aus einer Kirche, einer 
Religionsgemeinschaft oder Weltan-
schauungsvereinigung, die Körper-
schaft des öffentlichen Rechts sind, auf 
die gemeindliche Verwaltung.

In Abhängigkeit von der künftigen 
Zahl der Kreise soll deren Zuständig-
keit für die Regionalplanung unter Wah-
rung der Interessen der gemeindlichen 
Ebene sowie die Verwaltung der Natur-
parke (nicht des Nationalparks und der 
Biosphärenreservate) für eine engere 
Verzahnung mit dem Regionaltourismus 
geprüft werden. 

II. Funktionalreform II
Die Landesregierung schlägt vor, 

dass von den Landkreisen auf die 
gemeindliche Ebene folgende Aufgaben 
übertragen werden (Funktionalreform II), 
wenn alle gemeindlichen Verwaltungen 
für in der Regel mindestens 10.000 Ein-
wohnerinnen und Einwohner (Prognose 
2030) zuständig sind.

Übertragen werden sollen
1. die Namensänderungsangele-

genheiten,
2. die Zuständigkeit als Wider-

spruchsbehörde für ihre Pflichtaufga-
ben zur Erfüllung nach Weisung,

3. die Prüfung des Rechtsan-
spruchs auf einen Kindergartenplatz,

4. den Erlass von Baumschutz-
satzungen für Gebiete im Außenbe-
reich,

5. die Verfolgung ordnungswidriger 
Ablagerung nicht gefährlicher Abfälle 
(sog. Bagatellabfälle),
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6. die grundstücksbezogene Frei-
stellung von der Pflicht zur Abwas-
serbeseitigung,

7. die Überwachung von Höchstge-
schwindigkeiten und Lichtzeichenanla-
gen (neben den Landes- und Kreisbe-
hörden),

8. die Zuständigkeiten für Mes-
sen, Ausstellungen und Großmärkte 
im Gewerberecht,

9. die Zuständigkeit für die Voll-
streckung aller öffentlich-rechtlichen 
Geldforderungen der öffentlichen Auf-
gabenträger des Landes, mit Ausnahme 
der Forderungen der Finanzämter und 
der Justiz.
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Anlage 3: 
Kernhaushalte der Gemeinden und Gemeindeverbände mit Verbindlichkeiten 
aus Krediten zur Liquiditätssicherung (Kassenkredite) am 31.12.2014

Gemeinde/Gemeindeverband

Verbindlichkeiten aus 
Krediten zur 
Liquiditätssicherung

  

Stand: 31.12.2014 Einwohner  

in EUR 30.06.2014 €/EW

Landkreis Oberspreewald-Lausitz 11.937.956 113.208 105

Landkreis Ostprignitz-Ruppin 11.016.702 98.814 111

Landkreis Prignitz 12.000.000 77.825 154

Landkreis Teltow-Fläming 26.159.856 160.952 163

Landkreis Uckermark 12.119.575 121.089 100

Brandenburg an der Havel 175.000.000 70.995 2.465

Cottbus 222.200.000 99.514 2.233

Frankfurt (Oder) 129.050.000 57.662 2.238

Amtsverwaltung Britz-Chorin-Oderberg 72.133 10.125 7

Amtsverwaltung Döbern-Land 143.745 11.890 12

Amtsverwaltung Kleine Elster (Niederlausitz) 150.106 5.696 26

Amtsverwaltung Lieberose/Oberspreewald 654.629 7.333 89

Alt Tucheband 213.234 786 271

Bad Belzig 213.971 11.004 19

Bad Liebenwerda 40.129 9.437 4

Berge 171.675 764 225

Berkholz-Meyenburg 1.000.000 1.288 776

Bersteland 420.040 897 468

Boitzenburger Land 1.000.000 3.286 304

Crinitz 95.546 1.226 78

Cumlosen 29.195 761 38

Döbern 8.085.242 3.340 2.421

Drebkau 2.000.000 5.703 351

Eisenhüttenstadt 61.946.747 26.967 2.297

Falkenhagen (Mark) 38.636 727 53

Felixsee 1.514.112 1.955 774
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Gemeinde/Gemeindeverband

Verbindlichkeiten aus 
Krediten zur 
Liquiditätssicherung

  

Stand: 31.12.2014 Einwohner  

in EUR 30.06.2014 €/EW

Fichtenhöhe 9.774 523 19

Fichtwald 50.223 678 74

Forst (Lausitz) 32.433.415 18.999 1.707

Friedland 18.393 3.038 6

Fürstenwalde/Spree 11.781.607 31.017 380

Golzow 106.233 854 124

Groß Schacksdorf-Simmersdorf 278.744 1.136 245

Großbeeren 391.484 8.382 47

Grünow 67.555 928 73

Guben 3.485.435 17.552 199

Heckelberg-Brunow 420.375 682 616

Herzberg (Mark) 412.889 632 653

Karstädt 400.000 6.015 67

Kotzen 30.861 580 53

Küstriner Vorland 504.635 2.611 193

Lauchhammer 1.500.000 15.100 99

Lebus 702.401 3.131 224

Lenzen (Elbe) 409.618 2.252 182

Lindow (Mark) 989.494 3.020 328

Lychen 200.000 3.100 65

Mark Landin 930.000 1.027 906

Massen-Niederlausitz 215.038 2.003 107

Mescherin 220.203 782 282

Neiße-Malxetal 89.340 1.683 53

Niemegk 1.100.000 2.007 548

Oderberg 631.679 2.180 290

Passow 1.250.000 1.488 840

Pinnow 1.000.000 856 1.168

Putlitz 642.152 2.764 232
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Gemeinde/Gemeindeverband

Verbindlichkeiten aus 
Krediten zur 
Liquiditätssicherung

  

Stand: 31.12.2014 Einwohner  

in EUR 30.06.2014 €/EW

Randowtal 1.232.878 928 1.329

Rathenow 6.000.000 24.114 249

Rietzneuendorf-Staakow 129.585 603 215

Sallgast 218.047 1.486 147

Schlepzig 22.497 610 37

Schlieben 600.000 2.522 238

Schöneberg 800.000 862 928

Schönwald 141.806 1.142 124

Sonnewalde 860.919 3.378 255

Storkow (Mark) 784.855 8.916 88

Straupitz 149.703 992 151

Trebbin 1.057.916 9.267 114

Treuenbrietzen 8.443.713 7.410 1.140

Tröbitz 235.364 733 321

Tschernitz 6.071.928 1.285 4.725

Uebigau-Wahrenbrück 1.037.533 5.548 187

Unterspreewald 94.563 832 114

Vierlinden 21.234 1.457 15

Welzow 200.000 3.708 54

Wiesenburg/Mark 750.628 4.420 170

Wiesengrund 277.453 1.408 197

Zichow 52.731 613 86

Zossen 11.183.387 17.600 635

Summe 777.911.517

Einwohner Land Brandenburg insgesamt 2.451.078

pro Einwohner Land Brandenburg insge-
samt 317

Quelle: Vierteljährliche Kassenstatistik der Gemeinden und Gemeindeverbände, AFS Berlin-
Brandenburg, AZ.: 21P.71137
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Anlage 4: 
Schuldenstand und Kassenkredite der Landkreise und kreisfreien Städte per 
31.12.2014 
(€/EW-Angaben  zum EW-Stand: 30.06.2014)

Schuldenstand und Kassenkredite der Landkreise  per 31.12.2014
(Quel le: Viertel jahresstatis tik der Kommunal finanzen Brandenburg vom AfS)

Landkreise
absolut in €/EW absolut in €/EW

Barnim 12.743.830 73,22 0 0,00
Dahme-Spreewald 3.396.161 21,05 0 0,00
Elbe-Elster 3.887.910 36,77 0 0,00
Havelland 7.358.708 47,65 0 0,00
Märkisch-Oderland 5.821.557 30,97 0 0,00
Oberhavel 41.176 0,20 0 0,00
Oberspreewald-Lausitz 346.747 3,06 11.937.957 105,45
Oder-Spree 12.736.180 71,99 0 0,00
Ostprignitz-Ruppin 13.546.612 137,09 11.016.702 111,49
Potsdam-Mittelmark 1.393.917 6,76 0 0,00
Prignitz 10.780.318 138,52 12.000.000 154,19
Spree-Neiße 12.711.095 107,39 0 0,00
Teltow-Fläming 40.794.883 253,46 26.159.856 162,53
Uckermark 8.187.024 67,61 12.119.575 100,09
gesamt: 133.746.118 73.234.090

Schuldenstand Kassenkredite
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Kassenkredite der kreisfreien Städte 
per 31. 12. 2014
Kreisfreie Stadt Schuldenstand Kassenkredite

absolut In €/EW absolut In €/EW

Brandenburg an der Havel 21.466.636 302,37 175.000.000 2.464,96

Cottbus 22.978.038 230,90 222.200.000 2.232,85

Frankfurt (Oder) 16.282.530 282,38 129.050.000 2.238,04

Potsdam 81.977.252 504,71 0 0

gesamt: 142.704.456 526.250.000

Kassenkredite der Landkreise und kreis-
freien Städte 
insgesamt per 31.12.2014:

599.484.090 Euro
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